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Gemeindewirtſchaft. 


Der neue Berliner Magiſtrat iſt auf die 
Steuerſuche gegangen. Ihr Ergebnis erinnert leb- 
haft an die Kriegswirtſchaft, unter der man auf 
jedem Balkon zu ſäen und von jedem unbenutzt 
liegenden Quadratfußboden Vorgartenland Kar- 
toffeln zu ernten trachtete. Alles, was die Steuer- 
wirtſchaft des Reiches und der Länder unbenutzt 
gelaſſen, und alles, was das Landesſteuergeſetz 
für die Zwecke der Gemeinden frei läßt, wird vom 
Berliner Magiſtrat umgepflügt, gleichgültig, ob 
es auch den erhofften Ertrag verſpricht. Die Kri— 
tik gegen dieſe neuen ſtädtiſchen Steuern iſt ſehr 
ſcharf geweſen. Zum Teil aus parteipolitiſchen 
Gründen, zum Teil, weil man ſich gegen eine 
Steuerausſchreibung wandte, zu deren Rechtferti⸗ 
gung vorher kein überſichtliches Budget beige— 
bracht war, zum Teil endlich kritiſierte man die 
Art der erſonnenen Steuer. Dieſe letzte Kritik 
war eigentlich nur inſoweit berechtigt, als ſie 
ſich gegen die vorgeſehene Einkommenbeſteue— 
rung richtete. Aber auch hier forderte in 
Wirklichkeit der Berliner Magiſtrat viel we— 
niger die Gegnerſchaft heraus als der Reihs- 
tag und die Reichsregierung. Denn den ſtädtiſchen 
Körperſchaften der Hauptſtadt des Reiches kann 
man es nicht übel nehmen, wenn ſie jede ihnen 
geſetzlich erlaubte Möglichkeit wahrnehmen, ſich 
Einnahmen zu verſchaffen. Und es liegt den 
ſtädtiſchen Behörden ja doch beſonders nahe nach- 
em ihnen die Einkommenbeſteuerung im großen 
genommen iſt, an die ſie in früheren Jahren 
gewöhnt waren —, ſich nun an die kärglichen 


Ueberreſte gerade dieſer Steuerart anzuklammern, 
die vom Tiſche des Reiches und der Länder 
noch für ſie abfallen. Da bleibt als Reſt, der 
ihnen hochwillkommen ift, nun eben die Be- 
ſteuerung des vom Reich freigelaſſenen Erijtenz- 
minimums, das für jeden Staatsbürger auf 
1500 % und für jedes weitere Familienmitglied 
auf 500 % bemeſſen ift. Ein Vorwurf trifft da- 
bei nur diejenigen, die dieſes ſteuerfreie Exiſtenz— 
minimum zu beſteuern erlaubten. 

Es wird mit dieſer neuen Steuerart 
wieder von neuem eine Unſtimmigkeit hervor- 
gerufen, die gegenüber den ausläudiſchen Steuer- 
geſetzen bereits in den früheren bundesſtaatlichen 
Einkommenſteuern beſtanden und die man durch 
das Reichseinkommenſteuergeſetz endlich be— 
ſeitigt glaubte. Faſt alle einzelſtaatlichen Ein⸗ 
kommenſteuern in Deutſchland kannten den Be— 
griff des ſteuerfreien Exiſtenzminimums. In 
Preußen brauchte niemand Steuern zu zahlen, 
der weniger als 900 % Einkommen hatte. 
Sachſen ließ nur die Einkommen bis zu 600 46 
frei. Und zwiſchen dieſen beiden Summen 
ſchwankte die Grenze der Steuerfreiheit in allen 
anderen Landeseinkommenſteuergeſetzen. Hatte 
aber jemand in Preußen 1000 % Einkommen 
und in Sachſen 700 %, jo mußte er Steuer 
auf das ganze Einkommen bezahlen, alſo auch 
das ſogenannte „Exiſtenzminimum“ mitverſteuern. 
Im Gegenſatz zu dieſer Methode wurde nach dem 
engliſchen Einkommenſteuergeſetz auch beim höch⸗ 
ſten Einkommen ein beſtimmter Mindeſtbetrag ab⸗ 


gezogen, und nur der Reſt blieb ſteuerpflichtig. 
Das war natürlich die viel richtigere Auffaſſung 
des Begriffes „ſteuerfreies Exiſtenzminimum“, 
denn die ſteuertechniſche Bedeutung dieſes Be⸗ 
griffes liegt ja gerade darin, daß der Geſetz⸗ 
geber, ganz gleichgültig, welche Höhe das Ein⸗ 
kommen des einzelnen Zenſiten hat, von dem⸗ 
jenigen Betrage keine Steuer erheben will, der 
dem Zenſiten für die notwendigſte Lebensfriſtung 
verbleiben muß. England bemaß deshalb dieſes 
Exiſtenzminimum von vornherein auf einen Be- 
trag, der wirklich den billigſten Lebensnotwen⸗ 
digkeiten entſprach. Im Jahre 1908 blieben in 
England bereits Einkommen unter 160 L = 
3200 % gänzlich ſteuerfrei, und Einkommen 
zwiſchen 600 und 700 & (zirka 14000 %% 
konnten noch immer 70 € (zirka 1400 6) 
als ſteuerfrei abziehen. In Deutſchland war 
das ſteuerfreie Exiſtenzminimum von vorn- 
herein viel zu niedrig gegriffen. Aber der ganze 
Begriff wurde überhaupt dadurch, daß ſelbſt dieſes 
kleine Exiſtenzminimum bei jedem darüber 
hinausgehenden Einkommen mit verſteuert 
werden mußte, illuſoriſch. Rein ſteuertechniſch 
erwies ſich das immer inſofern als großer 


Fehler, als dadurch zwar die Höhe des 
Steuerſolls ſich ſtets ſehr ſtattlich ausnahm, 
andererſeits aber die Koſten für die Er⸗ 


hebung gerade bei dem kleinen Einkommen in 
gar keinem Verhältnis zum Ertrag ſtanden. Bei 
der Schaffung der Reichseinkommenſteuer 
wendete man ſich nun grundſätzlich dem engliſchen 
Prinzip zu. Das Exiſtenzminimum blieb bei allen 
Einkommensgraden ſteuerfrei. Man ſetzte zwar 
trotz der inzwiſchen eingetretenen ſtarken Geld⸗ 
entwertung dieſes Exiſtenzminimum mit 1500 M 
wieder viel zu niedrig an, aber man verſuchte 
dieſen Anſatz wenigſtens dadurch gerechter zu ge- 
ſtalten, daß man den Familienſtand berückſichtigte. 
Immerhin war auf dieſe Weiſe wenigſtens der 
Grundſatz gewahrt, daß ein Exiſtenzminimum eben 
ein Minimum von Einkommen bedeutet, von dem 
man nichts mehr abziehen ſoll. Viel zu wenig 
iſt dann ſpäter beachtet worden, daß das Landes⸗ 
ſteuergeſetz auf Umwegen die Beſeitigung dieſes 
Grundſatzes ermöglichte. Und ſo erleben wir denn 
jetzt das eigenartige Schauspiel, daß von dem, 
was das Reich für äußerſte Lebensnotwendigkeit 
erklärt, die Gemeinde Berlin mit Reichserlaubnis 
Steuer erhebt. 
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Aber gerade dieſe Steuer iſt nicht etwa als 
reine Berliner Angelegenheit zu betrachten. 
Es darf wohl als ſicher angenommen werden, 
daß andere Gemeinden Groß-Berlin ſehr bald auf 
dieſen Spuren folgen werden. Und damit wird 
dann glücklich auch noch ein zweiter wichtiger 
Grundſatz durchbrochen ſein, den man unter allen 
Umſtänden durch die neue Reichsſteuergeſetzgebung 
feſtgelegt glaubte: der Grundſatz der Gleichmäßig⸗ 
keit der Beſteuerung durch alle deutſchen Gaue hin⸗ 
durch. Einer der ſchwerſten Fehler der früheren 
einzelſtaatlichen Beſteuerung im Reich war die mo⸗ 
ſaikartige Verſchiedenheit in der Belaſtung der 
Einkommen. Kurz vor dem Kriege waren die Hu- 
ſchläge, die die Gemeinden zur Einkommenſteuer 
erhoben, zwiſchen etwa 50 und 360—400 0%, jo 
daß die Höchſtbeſteuerten je nach den Orten, an 
denen ſie ſich aufhielten, zwiſchen 6 und 20 9% 
von ihrem Einkommen an Steuern abzugeben 
hatten. Man war ſich bereits während des Krieges 
allgemein darüber klar geworden, daß angeſichts 
der großen Summen, die das Reich brauchte, und 
der hohen Prozentſätze, die deshalb vom Reich als 
Steuer auf die Einkommen gelegt werden mußten, 
eine Zuſchlagsbeſteuerung der Gemeinden ſchon 
deswegen nicht mehr geſtattet werden konnte, 
weil durch die ſo entſtehenden verſchiedenartigen 
Belaſtungen recht bedenkliche Folgen wirtſchaft⸗ 
licher Art hervorgerufen werden können. Dieſe von 
der Reichsgeſetzgebung bewußt herbeigeführte 
Gleichartigkeit der Beſteuerung wird jetzt aufge⸗ 
hoben, ſelbſt wenn man berückſichtigt, daß das 
Landesſteuergeſetz der Ergänzungsbeſteuerung 
durch die Gemeinden ſehr enge Grenzen zieht. 


Doch auch das iſt noch nicht einmal der 
wichtigſte und der vom allgemeinen Standpunkt 
aus intereſſanteſte Geſichtspunkt für die Beurtei- 
lung der neuen Berliner Steuern. Die Erträge, 
die der Berliner Magiſtrat aus feinen jämt- 
lichen Steuern herausrechnet, find verhältnis- 
mäßig gering. Sie ſtehen jedenfalls in gar keinem 
Verhältnis zu dem Rieſenbedarf, dem ſich die 
Berliner Stadtverordnetenverſammlung gegen- 
über befindet. Nun kaun man gewiß beſonders 
gegenüber der Parteiwirtſchaft in Berlin mit 


allen ihren Auswüchſen ſehr ſcharfe Kritik 
üben. Aber gerade wenn man den Maß⸗ 
itab äußerſter Sparſamkeit aulegt und au⸗ 


nimmt, daß es nach Beendigung der augen- 
blicklichen chaotiſchen Verhältniſſe gelingen ſollte, 


eine ſparſame Stadtverordnetenverwaltung und 
ein Finanzgenie als Kämmerer ans Ruder zu 
bringen, ſo erweiſt ſich, daß alles das, was 
den Gemeinden als Steuerquelle verbleibt, wenn 
man die bisherigen Grundſätze ſtädtiſcher Be⸗ 
ſteuerung anwendet, auch nicht im entfernteſten 
ausreicht, um ein normales ſtädtiſches Budget 
zu decken. Es machen ſich eben hier genau die 
gleichen Erſcheinungen bemerkbar wie im Reich. 
Rur in viel höherem Maße. Das Reich als 
oberſte Finanzhoheit innerhalb der deutſchen 
Grenzen hat ſich gewiſſermaßen diktatoriſch all 
die Steuerquellen angeeignet, die überhaupt 
irgendwelche Ergiebigkeit verſprechen. Es will 
daraus bis zu einem gewiſſen Grade die Länder 
mitverſorgen und überläßt es den Ländern wie⸗ 
derum, nach ihrem Gutdünken die Gemeinden 
mitzuſpeiſen. Trotzdem aber iſt es für jeden Gin- 
ſichtigen ſchon lange klar, daß alle alten und 
die neu uſurpierten Steuerquellen für das Reich 
nicht genügen, um den enormen Steuerbedarf, 
namentlich einſchließlich der Verpflichtungen für 
den Verſailler Vertrag, zu decken. Es ift des- 
halb mit Recht bereits darauf hingewieſen worden, 
daß das Reich nur in Verbindung mit einer 
ganz beſonderen Wirtſchaftspolitik zukünftig in 
der Lage ſein wird, ſeinen Steuerbedarf aufzu⸗ 
bringen. Noch mehr trifft das auf die Städte zu, 
deren Bedarf im Verhältnis nicht viel weniger 
als der Reichsbedarf geſtiegen iſt, während ihnen 
andrerſeits die Möglichkeiten der Beſteuerung im 
Gegenſatz zum Reich ſtark verkümmert find. Es 
iſt deshalb in den Gemeinden noch mehr als im 
Reich eine unheilvolle Illuſion, anzunehmen, daß 
. alten Methoden jemals zu dem Ziele völliger 
Bedarfsdeckung führen können. 


Gerade die Gemeinden ſind am allermeiſten 
poi angewieſen, ganz neue Wege zu gehen. 
Auch ſozialdemokratiſche Mehrheiten täten ſchon 
legt gut daran, fich nicht in dem Irrglauben 
14 wiegen, daß irgendwelche Formen der direkten 
Beſteuerung oder gewiſſe von ihnen für bejou- 
ders ſozial gehaltene Zuſätze oder Lurusſteuern 
ſie aus der Klemme befreien können, in die ſie 
durch die neuen Verhältuiſſe gebracht find. Sie 
ſollten vielmehr ruhig rechtzeitig zu dem Syſtem 
der von ihnen jo ſehr verpönten und lange 
heftig agitatoriſch bekämpften indirekten Be- 
ſteuerung zurückkehren. Um es ganz grob auszu⸗ 


— 


drücken weil jede Illuſion nur ſchädlich ift): 
alle alten Oktroiabgaben, die Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer insbeſondere, werden im ſtädtiſchen Bud⸗ 
get, auch wo es von Sozialdemokraten beſtimmt 
wird, wieder aufleben. Nur daß es natürlich 
ganz unmöglich iſt, die alte überlebte Form der 
indirekten Beſteuerung aus den Zeiten längſt ver⸗ 
gangener Gemeindewirtſchaft in der neuen Zeit 
einfach ſchematiſch wieder anzuwenden. Vielmehr 
muß gerade auch in der Finanzvpolitik der Ge⸗ 
meinden Wirtſchafts- und Finanzpolitik von 
Neuem und in neuer Weiſe wieder verquickt 
werden. 


Die Gemeinde muß ſich wieder daran erin— 
nern, daß fie im letzten Grunde Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft iſt. Im Kriege iſt das ja vielfach 
durch die Lebensmittelverſorgung wieder weiteren 
Kreiſen offenbar geworden. Man hätte nur gleich 
auch die notwendigen Konſequenzen für die Um⸗ 
geſtaltung der ſtädtiſchen Finanzpolitik daraus 
ziehen ſollen. Wenn irgendein Teil der Kriegs⸗ 
politik im Grunde organiſch und daher richtig 
war, ſo war es die Betrauung der Gemeinden 
mit der Nahrungsmittelverſorgung der in ihr 
wohnenden Bevölkerung. Die Gemeinde iſt eben 
eine ſelbſtverſtändliche Konſumgenoſſenſchaft, und 
all das, was man früher ein bißchen hochtrabend 
als Gemeindeſozialismus bezeichnete, iſt im 
Grunde genommen gar kein Sozialismus, jon- 
dern entſtammt der genoſſenſchaftlichen Gedanken- 
welt. Kommunaliſierung der Straßenbahn, der 
Gaswerke, der Elektrizitätswerke, ja auch ſelbſt 
des Begräbnisweſens iſt doch eigentlich gar nichts 
weiter als genoſſenſchaftliche Selbſtverſorgung der 
Stadtbürger. Nur daß die Verteilung der er⸗ 
zielten Ueberſchüſſe nicht wie bei der Genoſſen⸗ 
ſchaft nach Maßgabe der Beteiligung der Einzel- 
nen am Umſatz, ſondern nach anderen Grund⸗ 
ſätzen vorgenommen wird. 

Es iſt eine offenbare Inkonſequenz, daß der 
Verkehrskonſum und der Verbrauch von Licht und 
Kraft ſchon ſeit langem in die Hand der Stadt 
übergegangen iſt, während die Verſorgung mit 
den wichtigſten Nahrungsmitteln, insbeſondere 
mit Brot und mit Fleiſch, noch immer Gegen⸗ 
ſtand der Privatwirtſchaft bleibt. Es iſt das um 
ſo weniger zu verſtehen, als hier gewiſſe Gewinn⸗ 
möglichkeiten ſchon aus den einfachſten techniſchen 
Verbeſſerungen ſich ergeben, die durch Konzentra⸗ 


tion des Einkaufes und der Verarbeitung erzielt 
werden könnten. Die Bäckerei gehört ſo, wie ſie 
im allgemeinen von dem kleinen Bäcker in der 
Stadt betrieben wird, zweifellos zu den rückſtän⸗ 
digſten Formen der Gewerbeausübung. Die 
großen Dampfbäckereien der Privatunterneh⸗ 
mer, aber auch der Konſumgenoſſenſchaften 
zeigen deutlich, wie Brot beſſer, billiger und 
auch geſünder hergeſtellt werden kann als durch 
kleine Backöfen, die ſchließlich ja auch heute 
noch die gleichen Formen wie in der 
Väter Urzeit haben. Es kommt hinzu, daß eine 
Reihe von Bäckern heute kaum noch Kuchen, aber 
in vielen Fällen ſchon gar nicht mehr Brot ſelbſt 
herſtellen, ſondern ganz oder zum Teil aus den 
Fabriken oder auch größeren Konditoreien be- 
ziehen. Sie ſind im Grunde nur Verkäufer und 
verteuern höchſtens durch ihre Ladenſpeſen die 
Ware, die ſie ſonſt billiger verkaufen könnten. 
Die Bäckerei ſchreit daher förmlich nach Verſtaat⸗ 
lichung. Und die Stadt hat es je nach dem 
Wunſch der Stadtverordnetenverſammlung oder 
nach der Eigenart der Gemeinde in der Hand, 
eigene Verkaufsſtellen mit angeſtellten Verkäufern 
zu errichten oder jedem, der ſich verpflichtet, zu 
einem beſtimmten Preiſe mit einem angemeſſenen 
Zwiſchengewinn zu verkaufen, die von ihr her 
geſtellten Bäckerwaren zum Wiederverkauf abzu- 
laſſen. 


Ganz ähnlich liegen die Dinge bei der Schlach— 
tung. Nur ein Teil der ſtädtiſchen Metzger ſchlach— 
tet ſelbſt. Die allermeiſten beziehen von Grof- 
ſchlächtern, und die Zwiſchengewinne vom Vieh— 
aufkäufer bis Detailſchlächter ſind enorm. Auch 
hier iſt die Kommunaliſierung durchaus ge— 
boten, und die ſtädtiſche Brot- und Fleiſchver⸗ 
ſorgung ermöglicht den Gemeinden Einnahme— 
quellen, die in ihrer Höhe vorläufig noch ganz un— 
berechenbar ſind. Die Gemeindewirtſchaft wird hier 
genau dieſelben Wege gehen, die die Konſum— 
vereine bereits gewieſen haben. Sie wird immer 
weitere Grade der Produktion und des Einkaufs 
ſich angliedern, da ſie in den Grundartikeln des 


täglichen Bedarfes alle Luxusartikel und 
Spezialitäten muß ſie natürlich ausschließen) 
einer ſtetigen Marktlage gegenüberſteht, die 


ſich leicht überblicken läßt. Sie iſt in der Lage, 
mit den landwirtſchaftlichen Abſatzgenoſſenſchaften 
laugfriſtige Lieferungsverträge einzugehen, und 


außerdem wird man ja beim Getreide wahrſchein 
lich über kurz oder lang mit einem Handels 
monopol des Reiches zu rechnen haben. 


Daß überhaupt das Reich bis auf den heuti⸗ 


gen Tag immer noch nicht die allerwichtigſten 
und notwendigſten Maßnahmen zur Sanierung 
jeiner Finanzen ergriffen hat, macht den Neu 
aufbau der ſtädtiſchen Finanzwirtſchaft beſonders 
ſchwer. Wie man auch immer über dieſen Fi 
nanzaufbau des Reiches denken mag, es iſt ganz 
ſicher, daß ohne ein Handelsmonopol auf Ge 
treide und Handels- oder ſonſtige Monopole auf 
Spiritus, Kohlen, Zündhölzer, Salz und Tabak 
nicht auszukommen iſt. Gibt es nach der Durch 
führung ſolcher Monopole etwas Natürlicheres, 
als den Kleinverkauf der vom Reich monopoli- 
ſierten Gegenſtände auf die Gemeinden zu über⸗ 
tragen? Auch hier haben die Gemeinden durch— 
aus die Möglichkeit, entweder ſtädtiſche Verkaufs 
ſtellen mit Angeſtelltenverkäufern zu errichten 
oder jeden Kleinhändler mit angemeſſenem Zwi 
ſchengewinn zu beliefern. Ungeheure Summen 
erwachſen aus ſolcher ſtädtiſchen Wirtſchaft für 
die Finanzen der ſtädtiſchen und der ländlichen Ge⸗ 
meinden. Freilich wird auf dieſe Weiſe die Stadt 
zu einem Wirtſchaftsunternehmen ganz großen 
Stils, und dieſes ſtädtiſche Wirtſchaftsunterneh 
men läßt ſich nicht von irgendeinem Beamten 
leiten, ſondern man bedarf dazu kaufmänniſcher 
Kräfte mit guter Ueberſicht. Genau wie im Staat 
muß deshalb auch in der Gemeinde eine Ent— 
bureaukratiſierung aller jener Verwaltungs- und 
Betriebszweige ſtattfinden, die mit der neuen 
ſtädtiſchen Wirtſchaftsführung im Zuſammenhang 
ſtehen. 


Jedenfalls ſollten es ſich alle Stadtgemein— 
den, nicht bloß die Groß-Berliuer, beizeiten über— 
legen, ob nicht mit den Kommunaliſierungsmög— 
lichkeiten, die bisher ſchon gegeben find und in 
die fid) jpäter die Möglichkeiten aus der Reids- 
monopolwirtſchaft eingliedern laſſen, viel größere 
Chancen bieten als das Zuſammenklauben von 
allen möglichen Steuerchen, die viel mehr Arbeit 
und Koſten verurſachen, als ſie in Wirklichkeit 
einbringen. 


— 
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Deutſche Werke. 
III. Das Peiſerſche Gutachten. 


Wunſchgemäß äußere ich mich zu dem Ber- 
trage wie folgt: 

Laut dem Vertrage werden die von gewiſſen 
Niederlaſſungen der Geſellſchaft nicht mehr benö⸗ 
tigten Werkzeug- und Spezial maſchinen für Waf- 
Aal und Munitionsfertigung an Herrn Kahn ver- 
kauft. Das Geſamtgewicht dieſer Mar 
bin en wird auf 17 620 t geſchätzt. Dice 
Maſchinen können ſowohl als Schrott, als auch 
zur Wiederverwendung als Maſchinen übernom⸗ 
men werden. Im erſteren Falle wird der Guß⸗ 
bruchpreis (3. 3t mit 1050 % die Tonne 
angegeben) vergütet, im letzteren Falle 
der doppelte Gußbruchpreis, während 
der erzielte Ueberpreis 3wäſchen 
Herrn Kahn und den Deutſchen Wer: 
95 t zu teilen ijt. Will man feſtſtellen, welches 

ertobjett durch den Vertrag dargeſtellt ift, jo wird 
man von der Frage ausgehen müſſen, wieviel von 
den Maſchinen als Schrott, wieviel noch als brauch⸗ 
i zu bezeichnen ſind. Handelt eg ſich nur 
. Schrott, ſo würde es ſich um ein 
left von wenig mehr als 50 Millio- 
nen handeln. Jit eine Menge von 250% brauch- 
dak, jo dürfte es ſich je nach der Art der Ma- 
Kin en um ein Objekt von 100 Millio- 

en und mehr handeln. Aim mt man 
Bel daß 5006 der Maſchinen brauchbar 
Ba, jo würde es ſich um ein Objekt 
on rund 200 Millionen handeln. Von 
5 Annahme, daß mehr als 50% der Maſchinen 
1 unverſchrottet brauchbar ſein könnten, ſoll vor— 
abgeſehen werden. 

8 Vergleicht man in dem Vertrage die gegen 
tigen Rechte und Pflichten, jo kaun man jid 
er Eindruckes nicht erwehren, daß der Firma Kahn 

üßerordentlich große Rechte eingeräumt werden, 
En: gegenüber verhältnismäßig leichte Pflichten 
Hr en. * Die Pflichten beſchränken ſich in geld⸗ 
5 — Hinſicht auf a) die Stellung eines 
A ſchuſſes in Höhe von 50000000 -", 
Be! ein gewiſſes Rififo in bezug 
fällt d en G u ß bruchpreis. Die Pflicht zu a) 
für an ins Gewicht, da die Deutſchen Werke 
den en Betrag ſicher find und es ſich im ſchlimm⸗ 
; Falle um nichts anderes als um ein 

krlehen mit 60% Zinſen handelt. 

1 9 Riſiko des Gußbruchpreiſes ift ein ſehr 
R a denn der Grundpreis wird nicht 
d allemal feſtgeſetzt, ſondern er 
Ma jeweilig vierteljährlch gemäß den 
tn reijen revidiert. Selbſt wenn man 
5 ee wollte, daß im ſchlim inſten Falle 
ergeb en Schrottverkäufen ſich ein gewiſſer Verluſt 
aia i würde, ſo wird dieſe Möglichkeit doch mehr 
ompenſiert durch die Tatſache, daß der Ber- 


kauf ſich nicht nur auf wertloſe Maſchinen, ſon⸗ 
dem zu einem guten Teile auf brauchbare Maja 
nen bezieht. Auch das Riſiko unter b) muß daher 
als ein praktiſch nicht in Betracht kommendes be 
zeichnet werden. 


Dieſen Leiſtungen gegenüber tauſcht die Firma 
Kahn ungemein weitgehende Vorteile ein. Nepe 
men wir an, daß 10000 t (rund 20% de 
Geſamtmenge) unverſchrottet zur Ber- 
wertung gelangen und ſetzen wir hier 
für einen Durchſchnittspreis ein von 
7,50 %% das Kilo, jo ergibt ſich ein Ère 
Llös von 75 Millionen. 
Hiervon kann die Firma gewiſſe 

Unkoſtenſätze abziehen, die wir 

mit einem Mittel von 10% cite 

ſetzen wollen 1 7,5 Millionen 
verbleiben 67,5 Millionen 
Hiergegen der doppelte Schrott- 

preis von rund 2100 % die 
Sanne gleich 


verbleiben 
Von dieſem Ueberpreis erhält Herr 


21 — 
36,5 Millionen 


Kahn 50% gleich 23 „ 
zuzüglich für feme Unfoften gemäß 
obigem 7,5 n 


d. h., er erhält rund . 31 Millionen 
von einem Geſamterlös von 75 Millionen, 
Sollte man auf dem Standpunkt ſtehen, daß 
ein Preis von 7,50 H durchſchnittlich zu hoch qes 
griffen ift, jo muß andererſeits darauf hingewieſen wera 
den, daß der Schrottpreis den vorgeſehenen Grund. 
preis von 1050 % die Tonne zur Zeit ftarf über: 
ſchreitet. Der geſamte Gewinn auf Schrott aber 
ijt in obiger Berechnung noch nicht einbegriffe 


Die der Firma Kahn eingeräumten Rechte fint 
hiermit indeſſen noch nicht erſchöpft. Gemaß 
Punkt Ib verpflichten ſich die Deutſchen Werke, 
während der Dauer des Vertrages (d. h. bis zum 
30. September 1923) Herrn Kahn die Möglichkeit 
zu geben, in anderweitige Angebote auf Kraft⸗ 
maschinen, Antriebsmaſchinen jeder Art, Gasanſtal⸗ 
ten, Hüttenwerke, Waſſerwerke uſw. zu Original⸗ 
bedingungen einzutreten. Mit dieſer Klauſel kann 
Kahn unter Umſtänden jede ernſthafte Konkurren- 
für den Verkauf dieſer großen Anlagen durch die 
Deutſchen Werke illuſoriſch machen. Der Außen⸗ 
ſtehende kann natürlich nicht überſehen, um welche 
Objekte es fid hierbei handeln mag, jedenfalls muß, 
die Einräumung einer ſolchen Option in Verbin⸗ 
dung mit dem ſonſtigen Vertrage als ungewöhnliz 
bezeichnet werden. 

In dem Vertrage find auch ſonſt einige Punks 
enthalten, die teils als ungünſtig für die Deutſchen 


Werke, teils als nicht klar bezeichnet werden müſſen 
und auf die nachſtehend eingegangen werden ſoll: 

2) Grundſätzlich haben die Deutſchen Werke nicht 
das Recht, Maſchinen nach ihrem Belieben dem 
Verkaufe zuzuführen, ſondern ſie ſind mit gewiſſen, 
näher formulierten Einſchränkungen verpflichtet, alle 
von ihr nicht mehr benötigten Werkzeug- und Spe⸗ 
zial maſchinen für Waffen⸗ und Munitiongfertigung 
Herrn Kahn zu überlaſſen. Dieſe Formulierung 
kann unter Umftänden zu erheblichen Differenzen 
führen, denn im Streitfalle wäre gemäß Vertrags⸗ 
wortlaut der Nachweis der Bendtigung durch die 
Deutſchen Werke zu erbringen, eine Selbſtbeſchrän⸗ 
kung, die in einem ſolchen Verwertungsvertrage unz 
erklärlich erſcheint. Die hiergegen etwa anzufüh⸗ 
venide Einſchränkung gemäß Punkt 1,5 bezieht jich 
nur auf die Zeit bis zur Feſtſtellung des Um- 
fanges des Vertragsgegenſtandes. 

b) Der Umfang der durch den Vertrag erfaßten 
Maſchinen, der vorläufig auf rund 47 000 t geſchätzt 
it, foll möglichſt bis zum 31. Dezember 1920 end⸗ 
giltig feſtgeſtellt werden. Stellt es ſich nachträglich 
heraus, daß eine Maſchine von den Deutſchen Werz 
ken zur Inbetriebſetzung beanſprucht wird, ſo kann 
dieſe Maſchine zwar von dem Verkauf ausgenommen 
werden, ſie iſt aber Herrn Kahn mit 250% des 
Hußbruchpreiſes abgabepflichtig. Zudem gilt dieſes 
Necht der Deutſchen Werke nur, „wenn die Yn- 
betriebnahme mindeſtens 6 Monate währt“. Ab- 
geſehen von der Unklarheit der letzteren Einſchrän⸗ 
kung handelt es ſich auch hierbei wiederum um 
eine Beweispflicht der Deutſchen Werke, die der 
Firma Kahn eine ungerechtfertigte Einwirkung auf 
die Heſellſchaft einräumt (vergl. hierzu III, e). Eine 
Abgabepflicht an Kahn ift unter Punkt IV, d ferner 
jogar dann feſtgelegt, wenn die Deutſchen Werke 
ivgendweldhe von den in Betracht kommenden Ma- 
ſchinen an das Reidh oder an die Reichstreuhand⸗ 
geſellſchaft zu liefern haben. In dieſem Falle er⸗ 
hält Kahn 10% des Aeberpreiſes über den Guß— 
bhruchpreis. Es it nicht erſichtlich, weshalb Kahn 
an lhem Erlöſe überhaupt beteiligt werden ſoll. 

) Der Vertrag ſieht als Verrechnungsgrundlage 
den AUnterſchied zwiſchen den in Betracht kommenden 
Srundpreifen und den Verkaufspreiſen vor. Bei 
den gewaltigen Summen, um die es ſich gerade 
bet den Ueberpreiſen handelt, ijt die loyale Durch⸗ 
führung durch Kahn reine Vertrauensſache. Die 
Sicherungen, die in dieſer Beziehung in Punkt X 
und XI des Vertrages enthalten ſind, können in 
der Praxis ſo gut wie wirkungslos bleiben. Dazu 
kommt, daß der Vertrag nur unterſcheidet zwiſchen 
Material zum Verſchrotten und unverſchrottetem 
Material. Zweifellos aber wird ein großer Teil 
des ganzen Lagers zur Ausſchlachtung geeignet ſein, 
d. h. es werden immer aus einer Anzahl unbrauch⸗ 
bur gewordener Maſchinen eine entſprechend kleinere 
Angahl brauchbarer zuſammenzuſtellen ſein. Irgend⸗ 
eine Sicherheit dafür, daß die als Schrott bezeich⸗ 
neten Maſchinen nicht in dieſer Weiſe (oder gar 
als brauchbare Maſchinen) zur Verwertung gelangen, 


beſteht nicht. Eine Sicherung hiergegen wäre zu 
erblicken in einer Beſtimmung, wonach Schrott⸗ 
material in den Deutſchen Werken zerkleinert werden 
müßte. Nicht aber die Deutſchen Werke haben über die 
Zerkleinerung zu beſtimmen, vielmehr ſteht Kahn 
das Recht der Beſtimmung zu, ob als Schrott ge- 
kaufte Maſchinen von den Deutſchen Werken zer⸗ 
kleinert werden ſollen oder nicht. 

d) Die Schwierigkeiten einer ordnungsmäßigen 
Abrechnung werden dadurch geſteigert, daß der Ber- 
trag keine klare Beſtimmung darüber enthält, was 
als Verkaufspreis anzuſehen iſt. Zwar ſteht in 
IV, b, daß ſich Kahn bemühen ſoll, gewiſſe Koſten 
wie Umſatzſteuer, Transportkoſten uſw. auf den Käu⸗ 
fer abzuwälzen. Es iſt aber nicht erſichtlich, ob, 
wenn ihm dies nicht gelingt, dieſe Koſten von den 
Verkaufspreiſen abzuziehen find und zwar jowohl 
für die ihm zu vergütende Umſatzproviſion als auch 
für den Ueberpreis. Ebenſo „jollen“, falls ein Berz 
kauf nach dem Auslande ſtattfindet, Frachten, Aus⸗ 
fuhrzölle, Einfuhrzölle und Ausfuhrabgaben dem 
Verkäufer in Rechnung geſtellt werden. Eine Be- 
ſtimmung aber darüber, daß ein Ueberpreis erſt dann 
vorhanden iſt, wenn alle dieſe Koſten abgedeckt 
ſind, fehlt. 

c) Eine weitere Unklarheit beſteht in bezug auf 
die Verrechnung des Ueberpreiſes für Schrott (ſiehe 
Punkt IV, e, 2. Es müßte klargeſtellt werden, ob 
diefe Verrechnung für jedes einzelne Verkaufsge⸗ 
ſchäft gilt oder für die Summe aller Verkäufe, ſo 
daß alſo ein Verluſt bei dem einen Geſchäft gegen 
einen Gewinn bei dem anderen verrechnet wird. 
Nach dem Vertragswortlaut iſt es ſchwer zu ent⸗ 
ſcheiden, welche dieſer beiden Möglichkeiten den 
Vertragsparteien vorſchwebte. War es die zweite, 
ſo wird das auf Seite 2 dieſes Schreibens unter 
b) erwähnte Niſiko des Herrn Kahn, falls ein ſolches 
vorhanden iſt, noch weiter vermindert. Es könnte 
ſich aber ferner Kahn auf den Standpunkt ſtellen, 
daß er überhaupt eine Ueberpreisabrechnung für 
den Schrott erſt dann abgibt, wenn ſämtliche Be- 
ſtände verſchrottet ſind, da bis dahin gar nicht 
zu überſehen iſt, ob ein Ueberpreis entſteht oder 
nicht. Dieſer Mangel au Klarſtellung könnte zu 
erheblichen Differenzen führen. 

1) Unter V, a ift von einer möglichen Rückzahlung 
die Rede, und zwar „falls der Tatbeſtand von 
3,2 eintritt“. Da ſolche Nummern im Vertrage 
nicht exiſtieren, iſt dieſe Beſtimmung unverſtänd⸗ 
lich. Ich nehme an, daß es „V, a, 2“ heißen foll. 
Ebenſo dürfte es unter Punkt I. a, 3, Zeile 4, ſtatt 
IV, b richtig IV, d heißen. 


Auf die ſeitens des Herrn Reichsſchatzminiſters 
unter dem 1. November der Geſellſchaft vorgelegten 
Fragen über das Zuſtandekommen des Vertrages 
hat die Geſellſchaft mit einem ausführlichen Schrei⸗ 
ben vom 4 November geantwortet. In bezug auf 
einzelne Punkte dieſer Antwort erſcheinen Bes 
mertungen erforderlich. 


> Auf den erſten Geiten dieſes Schreibens legen 
die Deutſchen Werke Wert darauf, daß es ſich nicht 
um einen Verkauf von Maſchinen, ſondern zum 
großen Teil um einen Verkauf von Gußſchrott han⸗ 
delt. Der Vertrag gibt keinen Anhalt hierfür, denn im 
Vertrage ift nirgends von etwas anderem die Rede 
als von dem Verkauf von Maſchinen, ebenſo wie 
bei der Gewichtsſchätzung von 47 620 Tonnen (V, a, 2) 
ausdrücklich von Maſchinen die Nee ijt. Richtig 
nt, daß, wie aus dem Vertrage deutlich hervorgeht, 
ein Teil der Maſchinen, und zwar nach Angabe 
der Deutſchen Werke ein erheblicher Teil der Ver- 
ſchrottung zugeführt werden ſoll. Dies enthebt aber 
ae Deutſchen Werke nicht der Verpflichtung, die 
Maſchinen als Maſchinen, und nicht als Gußſchrott 
i präfentieren. Allerdings jagen die Deutſchen 
Werke auf Seite 2 unter Punkt 3: „Nach getroffenen 
Vereinbarungen gelten von uns bewirkte Guß⸗ 
Wrottlieferungen gewichtsmäßig als Erfüllung. 
des Vertrages.“ Es iſt nicht erſichtlich, welche Ber- 
einbarungen hiermit gemeint find. Im Vertrage 
5 davon nicht die Rede, ebenſo wie der Vertrag 
10 ſeinem letzten Punkt beſtimmt, daß Abweichungen 
A ſchriftlichen Form bedürfen. Es wäre alfo flar- 
zustellen, ob es ſich hier um eine nachträgliche 
ſchriftliche Vereinbarung handelt, da eine Verein⸗ 
b rung in anderer Form rechtsunwirkſam wäre. Nach 
eim Vertrage jedenfalls hat Kahn nicht Gußſchrott, 
ſondern Maſchinen zu verlangen! 

lag Selbſwwerſtändlich wird die Abwicklung des Ber- 
5 ges ſich ſehr weſentlich danach richten, wieviel 
in den Maſchinen ſich als brauchbar erweiſen, 
; wieviel als Schrott verwertet werden müſſen. 
In dieſer Beziehung gibt das Schreiben der Gejel- 
t Beine brauchbaren Unterlagen. Auf Seite 1 
Su tagt, daß das Gewicht der als brauchbar zur 
ne gelangenden Maſchinen auf weniger als 
bier Tonnen beziffert worden ijt, jedoch verſtehe fidh 
Sen, Ziffer mit Ausnahme von Spandau. Ohne 
Bu der Spandauer Verhältniſſe ſchwebt natür- 
abe dieſe Schätzung an ſich bereits in der Luft, 
en davon, daß bei alten Maſchinen ein fo 
iges Verhältnis zwiſchen zur Verſchrottung 
and noch brauchbaren zum mindeſten als 
a Pulih bezeichnet werden muß. Daß die Ge- 
et auf der anderen Seite mit ſehr großen, 
ir a hbaren Beſtänden rechnet, geht aus den ver⸗ 
ſte en Stellen des Schreibens hervor. So ſpricht 
5 beiſpielsweiſe davon, daß fie „auf unabjehbare 
Zeit hinaus allen deutſchen Werkzeugmaſchinen⸗ 
Be die Preiſe verdorben hätte, wenn fie mit 
i Objekt auf den freien Markt gekommen wäre. 
zune ſolche Schädigung kann niemals durch, um 
en Worte zu gebrauchen, „alte, ausge» 
bu e oder fonſt minderwertige Stücke“ eintreten, 
Br nur dadurch, daß eine große Anzahl noch 
er. Maſchinen auf den Markt geworfen 
großen Die Geſellſchaft ſpricht ferner von der 
an Sachkenntnis, dem koſtſpieligen Auslands⸗ 
ien uſw., der für die Verwertung der Ma⸗ 
en erforderlich ijt. Für den Abſatz von Guß⸗ 


=] 


ſchrott treffen alle dieje Vorausſetzungen nicht u. 
Man wird daher der Geſellſchaft kaum Unrecht 
tun, wenn man annimmt, daß ein erheblich größerer 
Teil der rund 46000 Tonnen Waſchinen noch als 
brauchbar zu verwerten ſein wird, insbeſondere, wenn 
man, wie bereits oben erwähnt, eine Ausſchlach⸗ 
tung von teilweiſe noch brauchbaren Waſchinen 
zwecks Zuſammenſetzung in Ausſicht nimmt. Bei 
freier Beurteilung wird man auch in Betracht 
ziehen müſſen, daß ein großer Teil der Weri- 
ſtätten erſt im Kriege mit ungeheuren Koſten ein⸗ 
gerichtet worden iſt, und daß hierfür faſt durch⸗ 
gängig das beſte Material und die beſten Kon⸗ 
ſtruktionen gewählt worden ſind, die die deutſche 
Induſtrie aufzuweiſen hatte. Es ift völlig glaub⸗ 
würdig, daß ein großer Teil dieſer Maſchinen für 
die Deutſchen Werke überflüfjig iſt, hieraus aber 
ergibt ſich keineswegs die Notwendigkeit, dieſe Ma⸗ 
ſchinen auf Grundlage eines doppelten Schrott- 
preiſes zu verwerten. 

Was die Preisfrage allgemein anbetrifft, iv 
berufen ſich die Deutſchen Werke auf Seite 5 ihres 
Schreibens auf eine Annonce der Firma Morttz 
Goldſtein, wonach dieſe alte Werkzeugmaſchinen zu 
3 % das Kilo anbietet. Ich glaube nicht, daß dieſe 
Annonce irgendwie als beweiskräftig angeſehen wer⸗ 
den kann. Zunächſt ift nicht geſagt, wann Dieje 
Annonce erſchienen iſt. Selbſt wenn dies aber in 
letzter Zeit der Fall geweſen feim ſollte, fo iſt in 
ihr wahrſcheinlich nichts anderes als ein Lockmittel 
für Intereſſenten zu erblicken. Ohne die Tendenz 
zu erkennen, aus der heraus die Annonce erſchienen 
iſt, kann man die Annonce nicht als beweiskräftig 
anſehen, und man würde dem Vorſtand der Deur 
ſchen Werke zu nahe treten, wenn man annehmen 
wollte, daß er den Vertrag auf Grund einer ſolchen, 
vielleicht von irgendwelcher Seite abſichtlich lancierten 
Annonce abgeſchloſſen hat. Eine Schätzung, was 
die Maſchinen, ſoweit fie noch brauchbar find, er- 
bringen werden, ift ohne genaue Prüfung unmög⸗ 
lich. Immerhin wird man jagen dürfen, daß Werk⸗ 
zeugmaſchinen, die ohne Umbau noch verwendbar 
find, heute 5 bis 8 % das Kilo erbringen werden, 
während für hochwertige Maſchinen erheblich höhere 
Preiſe zu erzielen ſind, die jedenfalls nicht unter 
10 bis 12 % das Kilo liegen würden. Aber auch 
wenn man annehmen will, daß gar keine oder nur 
wenig hochwertige Maſchinen unter den 47 600 
Tonnen enthalten ſein ſollten, bietet der Vertrag 
die Grundlage zu unverhältnismäßig hohen Ge⸗ 
winnen für die Verwertungsfirma. 

Die Frage des Herrn Veichsſchatzminiſters, 
warum der Vertrag vor Abſchluß nicht dem Auf⸗ 
ſichtsrat vorgelegt iſt, wird von der Geſellſchaft mit 
Gründen teils wirtſchaftlicher, teils politiſcher Na⸗ 
tur beantwortet. Soweit politiſche Momente in 
Frage kommen, bin ich nicht in der Lage, mich zu 
äußern. Bezüglich der wirtſchaftlichen iſt zu er⸗ 
wähnen, daß die Begründung mich nicht befriedigen 
kann. Ganz allgemein würde die Tätigkeit des Auf⸗ 
ſichtsrates zu einer völlig illuſoriſchen, wenn man 


ibn auf der einen Seite wegen einer Jahreszulage 
don 20 oder 30000 % befragt, Geſchäfte aber, die 
in die hunderte von Millionen gehen, ohne fem 
Einverſtändnis abſchließt. 

Zudem ſtehe ich auf dem Standpunkt, daß das 
vorliegende Geſchäft gar kein gewöhnliches Ver⸗ 
kaufsgeſchäft ijt, ſondern daß es die ganze Richtung 
der Entwicklung für die Deutſchen Werke beein⸗ 
Aukt. Die Tatſache, daß die Deutſchen Werke viel- 
leicht augenblicklich Geld brauchen, kann unmöglich 
dufür ausreichend ſein, daß über die vorläufig und 
in abſehbarer Zeit überflüſſigen Maſchinen in dieſer 
Weiſe verfügt und damit die ſpätere Produktions- 
fähigkeit der Geſellſchaft unter Umſtänden einge⸗ 
ſchränkt wird. 

Ebenſowenig kann ich, wie die Direktion dies 
tut, ein Verdienſt darin erblicken, daß ſie es nicht 
geſcheut hat, die Verantwortung für den alleinigen 
Abſchluß des Vertrages zu übernehmen. Die Durch⸗ 
führung des ganzen Vertrags, der ſich ja nicht auf 
beſtimmte feſt umriſſene Verkaufsobjekte beſchränkt, 
iſt eine ſo überaus heikle und bedingt ein ſo weit⸗ 
gehendes Vertrauen nicht nur zu Kahn, ſondern 
Auch zu der Direktion und allen beteiligten Organen 
der Deutſchen Werke, daß die Direktion dieſes Ver⸗ 
trauen nicht ohne weiteres als ſelbſtverſtändlich in 
Anſpruch nehmen durfte, jo ſehr auch der Aufſichts⸗ 
vat mit mir geneigt fein wird, der Direktion jedes 
erforderliche Vertrauen entgegenzubringen. 

Dieſe Vorſicht war meines Erachtens um ſo 
mehr erforderlich, als es ſich, wie man immer 
den Vertrag auch anſehen mag, um ein Willi⸗ 
onengeſchenk für die Firma Kahn handelte und 
demgemäß um die Bevorzugung eines innerhalb des 
Maſchinenhandels wohl ziemlich unbekannten Hauſes. 
Vielleicht erſchien die Firma Kahn aus irgend- 
welchen mir nicht bekannten Gründen beſonders ge- 
eignet; um ſo mehr wäre es notwendig geweſen, 
vor Abſchluß des Vertrages den Aufſichtsrat an⸗ 
zuhören und ihm die Sicherheit zu geben, daß für 
den Abſchluß des Vertrages genügend Konkurrenz 
herangezogen wurde. Handelt es ſich hierbei doch 


nicht nur um die Frage des Gewinnes, ſondern um 
noch ganz andere Erwägungen! Es war zu prüfen, 


— 


ob die Firma Kahn die nötige Gewähr dafür bot, daß 


ſte die gewaltige, ihr mit dem Vertrage zufließende 
wirtſchaftliche Macht in einer Induſtrie und Handel 
möglichſt ſchonenden Weile ausnutzen würde. Mit 
Rüdficht auf die Gefahr, die in der Uebertragung 
dieſer Wachtſtellung an eine einzelne beſtimmte 
Firma zu erblicken iſt, würde es an ſich nahe ge⸗ 
legen haben, die Verwertung ſtatt einer einzelnen, 
lieber einer größeren Gruppe von Firmen anzu- 
vertrauen. Auch hiergegen mögen berechtigte Er⸗ 
wägungen geſprochen haben, immerhin war dies 
ein Grund mehr, weshalb die Direktion nicht ohne 
Befragung des Aufſichtsrates dieſe große Berani- 
wortung auf ſich laden durfte. 

Jedenfalls muß ich formell erklären, daß ich 
bei Befragen dem Vertrage meine Zuſtimmung nicht 
gegeben haben würde, und zwar weil ich ihn, von 
unklaren Beſtimmungen abgeſehen, außerordentlich 
ungünſtig für die Deutſchen Werke finde. Zur Be⸗ 
gründung dieſes Standpunktes beziehe ich mich auf 
das oben Geſagte. 

Selbſt wenn man ſich auf den Standpunkt der 
Direktion ſtellen wollte, wonach die Verwertung als 
Ganzes durch eine einſchlägige Firma im Inter⸗ 
eſſe der Deutſchen Werke lag, ſo wäre es leicht 
möglich geweſen, den geſamten Erlös für die Gefell 
ſchaft zu behalten und dem Verkäufer eine ange 
meſſene Umſatzproviſion zu gewähren. Dann wäre 
er ebenfalls an der Erzielung hoher Preiſe inter- 
eſſiert geweſen, ebenſo wie er zweifellos bereit ge⸗ 
weſen wäre, den Windeſtpreis für Schrott gemäß 
den jeweiligen Marktpreiſen zu garantieren. Ein 
ſolcher Vertrag hätte irgendwelche Beſchränkungen 
für die Deutſchen Werke überhaupt nicht zu ent⸗ 
halten brauchen und konnte ſich auf diejenigen Mas 
ſchinen erſtrecken, die die Deutſchen Werke dem Ver⸗ 
käufer zur Verfügung zu ſtellen für gut befanden, 
zumal dem Käufer aus dem Vertrage irgendwelches 
Niſiko nicht erwachſen konnte. 

gez. Herbert Peifer- 


IV. Authbentiſehe Interpretation 


zu dem Schreiben der Deutſchen Werke an Herrn Rihard Kahn vom 16. September 1920 
betr. Maſchinenverwertung. 


111/330,54 954 


Es hat ſich herausgeſtellt, daß bei Perſönlich⸗ 
keiten, die den Vertragsverhandlungen, die ihren 
Abſchluß in dem oben bezeichneten Schreiben fan⸗ 
den, nicht beiwohnten, Zweifel entſtanden ſind, wie 
einzelne Beſtimmungen dieſes Schreibens auszulegen 
ſeien. Die Vertragsparteien ſind daraufhin heute 
noch einmal zuſammengetreten und haben feſtge⸗ 
ſtellt, daß über die Auslegung der betr. Vertrags- 
punkte zwiſchen ihnen volle Uebereinſtimmung be- 
ſtanden hat und noch beſteht. 

Um für die Zukunft Wißverſtändniſſen vor⸗ 
ubeugen, wird folgendes erläuternd niedergelegt, 
wozu Herr Richard Kahn erklärt, daß er fih bda- 


J.⸗Nr. 


für ſtark macht, daß ſeine Vertragsauffaſſung auch 

diejenige der „Werkzeugmaſchinen⸗Verkaufsgemein⸗ 

ihat AWO., Rhemag, DWG. m. b. 9. fer 
Authentiſche Interpretation. 

l. Zu I des Schreibens vom 16. 9. 1920. 


Es ſteht im Belieben der Deutſchen Werke, 
welche Maſchinen während der Vertragsdauer von 
ihnen zur Verwertung freigegeben werden. Die 
Deutſchen Werke ſind nicht verpflichtet, den Nach⸗ 
weis dafür zu erbringen, daß ſie eine von ihnen 
nach ihrer Auffaſſung benötigte Maſchine tatſächlich 
für Betriebszwecke benötigen. Die Deutſchen Werke 


un lediglich verpflichtet, falls jie eine Maſchine 
erkaufen, den Verkauf gemäß den Beſtimmungen 


des Schreibens vom 16. September 1920 zu be⸗ 
wirken. 


Eine Beweispflicht der Deutſchen Werke, daß 
Js Maſchinen für ihren Betrieb benötigen, beitebt 
N bann, wenn fie gemäß Ie des Schreibens 
x i 16. September 1920 ſolche Maſchinen, die fie 
ereits in ſchriftlicher Form zur Verwertung frei- 
en haben, in Widerruf dieſer Freigabe⸗ 
erklärung wieder für Betriebszwecke ſchriftlich be⸗ 
e. In dieſem Fall haben die Deutſchen 

erke den Beweis für die Benötigung dadurch zu 
erbringen, daß ſie die in Frage kommenden Ma⸗ 
ſchinen für die Dauer von ſechs Monaten in Dienſt 
ſtellen. Dieſe Beweispflicht der Deutſchen Werke 
wurde beiderſeits für zweckmäßig erachtet, um Treu 
go Glauben in der Durchführung des Vertrages 
zu gewährleiſten und um die Aufhäufung über⸗ 
trieben hoher Maſchinenreſerven, wie ſie bekanntlich 
in den früheren Heeres- und Marinebetrieben üblich 
war, zu verhindern. i 


r Nur in dem hier bezeichneten Falle des Wider- 
En ihrer Freigabeerklärung haben die Deutſchen 
ö M das Reugeld von WY des Schrottpreiſes zu 
zahlen. 
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Zu II des Schreibens vom 16. 9. 1920. 


b Die Deutſchen Werke jind nicht verpflichtet, eine 
Menge von 47 620 t zu liefern. Die Zahl 47 620 
iſt dadurch entſtanden und als Zahl in dem Ver⸗ 
m niedergelegt worden, daß mit Rückſicht auf 
A geforderte Anzahlung von 50000000 % und 
505 Ausgangsſchrottpreis von 1050 % die Zahl 
; Eo 000 durch die Zahl 1050 dividiert wurde. Die 
5 Lieferungsverpflichtungen der Deutſchen 
Werke ergeben ſich nicht aus der Zahl von 17 620 t, 
ſoudern aus den Beſtimmungen 1 und Ile des 
dicreldeng vom 16. September 1920. Jedoch ſind 
518 Deutſchen Werke verpflichtet, für den Fall, daß 
3 zum 1. März 1921 weniger als 47620t von 
. angedient worden ſind, für jede weniger 
ungediente Tonne am 1. März 1921 je 1050 db 
zurückzuzahlen, es ſei denn, daß auf Grund des 
gegenſeitigen Verrechnungsſtandes gegen Rückforde⸗ 
rungsanſprüche des Herrn Kahn mit anderweitigen 
„Forderungen der Deutſchen Werke aufgerechnet wird. 


Bee Deutjhen Werke find, wie im Verlauf der 
r und der Vertragsdurchfüh⸗ 
8 15 verſchiedentlich feſtgelegt wurde, insbeſondere 
Er ein Schreiben von Herrn Kahn vom 24. Sep⸗ 
El er berechtigt, ſtatt zu verſchrottender Maſchinen 
m Gußſchrott zu liefern. Insbeſondere iſt eine 
e zuſtande gekommen, wonach an Stelle 
Say Maſchinen und aus zerftörten Maſchinen ge- 
z onnenem, Schrott bis 10 000 t Gußgranaten von den 
„eutſchen Werken geliefert werden können und von 
1 Kahn abzunehmen ſind, und zwar zu den 
ien brottpreiſen gemäß dem Schreiben vom 16. Sep⸗ 
ember 1920. Die Vertragsverpflichtungen der Deut- 


ſchen Werke im übrigen werden hierdurch nicht 
berührt. 
3. Zu III des Schreibens vom 16. 9. 1920. 
Um Schiebungen vorzubeugen, ijt zwiſchen den 
Vertragſchließenden vereinbart worden, daß Ma⸗ 
ſchinen, die von den Deutſchen Werken zur Ver⸗ 
ſchrottung an Herrn Kahn geliefert und von dieſem 
als Schrott verrechnet werden, von den Deutſchen 
Werken vor Lieferung in den weſentlichen Teilen 
zerſtört und hierdurch für den Betrieb dauernd un⸗ 
brauchbar gemacht werden. 


4, Zu IVb 2 (Letzter Ab ſatz) des Schreibens 
vom 16. 9. 1920. 


Als Verkauf nach dem Auslande im Sinne 
des Schreibens vom 16. 9. 1920 gilt nicht, ſofern, 
wenn auch Abtransport nach dem Auslande er⸗ 
folgt, frei Werk oder frei einer deutſchen Station 
geliefert wird. 

Hat jedoch die kaufende Vertragspartei es unter- 
nommen, für eigene Rechnung den Weiterverkauf in 
das Ausland zu tätigen und entſtehen der kaufen⸗ 
den Vertragspartei hierdurch Auslagen für Frach⸗ 
ten außerhalb Deutſchlands — Ausfuhrzölle, Ein⸗ 
fuhrzölle und Ausfuhrabgaben —, ſo hat die 
kaufende Vertragspartei neben den prozentmäßig im 
Vertrage feſtgeſetzten Verkaufsunkoſten Anſpruch dar⸗ 
auf, daß ihr die in dieſem Abſatz bezeichneten be⸗ 
ſonderen Verkaufsunkoſten beſonders vergütet wer⸗ 
den, die als werterhöhend anzuſehen ſind. 

Dieſe Beſtimmung iſt deshalb in den Vertrag 
aufgenommen worden, weil 3. B. in England heute 
die Einfuhrzölle für Maſchinen auf 30 % des 
Wertes feſtgeſetzt ſind. 

Jedoch gilt ein Ueberpreis, der nach den ver⸗ 
traglichen Abmachungen zwiſchen den Parteien 
hälftig geteilt wird, erſt dann als vorhanden, wenn 
die werterhöhenden Speſen vorher von dem im 
Ausland erzielten Verkaufspreis abgezogen find. 

Im folgenden wird ein. praktiſches Beiſpiel ge⸗ 
geben: 

Angenommen der in England erzielte Kilopreis ber 


krnge er a 4 10.— 
die werterhöhenden Speſeen „ 5m 
ſo verbleibt ein Nettoerlös von . 5.— 


Von dieſen 5 % darf Herr Kahn die ver⸗ 
traglich feſtgelegten Verkaufsunkoſten auf 
Bafi des gegenwärtigen Gußbruchpreiſes 


von 12½ % beanſpru chen % 0,6235 
Mithin verbleibt ein Reſt von , 4,375 
Hiervon erhalten die Deutſchen Werke 
den doppelten Gußbruchpreis „ 2,100 
Mithin verbleibt ein hälftig zu verteilen 
der Ueberpreis von % 2,275 


5. Gemäß Val des Schreibens vom 16. 9. 1920 
find alle Lieferungen der Deutſchen Werke, inſo⸗ 
fern ſie gemäß Ziffer 2 Abſatz 2 dieſer authenti⸗ 
ſchen Interpretation erfolgen, mit wenigſtens 1050 
Mark für die Tonne zu bezahlen. Jedoch bedarf es 


in jedem Einzelfalle, wo die Deutſchen Werke gegen⸗ 
über normalem Maſchinengußbruch minderwertigen 
Schrott zu liefern wünſchen, der beſonderen Zu⸗ 
ſtimmung des Vertragsgegners, etwa nach Art der 
Zuſtimmung, die bet dem Abſchluß über Belieferung 
von 10000 Tonnen Granatgußſchrott erfolgt iſt. 
Bezüglich des Anfalls von Sparmetallen bei 
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der Schrottverrechnung wird auf das Schreiben des 
Herrn Richard Kahn vom 24. 9. 1920 verwieſen. 
Berlin, den 24. 11. 1920. 
gez. Rich. Kahn. 
Deutſche Werke 
Aktiengeſellſchaft. 


gez. Katz. gez. ppa. Lieven. 


Revue der Preſſe. 


Der „Berliner Börſen⸗Courier“ (28. 
Dezember) bringt auf Grund eines Londoner Be- 
richtes eine Zuſammenſtellung, aus der der augen= 
bl ickl iche 

Goldbeſtand der Welt 

fowie die Verſchiebungen zu erſehen find, die in 
dem Verbrauch des Goldes ſeit Kriegsbeginn ſich 
gezeigt haben. Die Produktion des Goldes iſt ſeit 
dem Jahre 1912 dauernd zurückgegangen, von 95,9 
Will. £ auf 72 Will. £ jährlich, infolge des An⸗ 
wachſens der Betriebskoſten der Minen. Der In⸗ 
duſtrieverbrauch von Gold ging von 25,6 Will. £ 
auf 23 Will. £ zurück. Der Weltgoldbeſtand ſtieg 
in derſelben Zeit von 1545,9 Mill. L auf 1952,1 
Mill. L. Vergleicht man die Goldbeſtände der 
Staatsbanken und Staatskaſſen, der über eine dieg- 
bezügliche Statiſtik verfügenden Länder, ſo erkennt 
man, daß dieſe Inſtitute außer dem geſamten Gold- 
zuwachs auch noch große Beträge von Münzgold 
aus dem freien Verkehr an ſich gezogen haben. 
Beim Vergleich der Goldbeſtände der einzelnen Länder 
fällt es auf, daß die Vereinigten Staaten ihren 
ſtärkſten Goldbeſitz 1918 hatten. Seither ſind etwa 
80 Mill. £ aus Amerika abgewandert, nach China, 
Japan, Indien, Argentinien und Spanien. 
Ueber die verſchiedenen Formen, die bei 
Schaffung von 


der 


Vorzugsaktien 
gewählt worden ſind, berichtet die „Frankfurter 
Zeitung“ (28. Dezember). Die Vorzugsaktie war 
früher eine Begleiterſcheinung der Rekonſtruktion 
ſanierungsbedürftig gewordener Unternehmungen. 
Man ſtattete ſie aus mit dem Recht auf Vorweg⸗ 
befriedigung im Liquidationsfalle und ſicherte ihr 
den Anteil am Ertrage des Unternehmens vor Be⸗ 
friedigung der Stammaktie. Das Stimmrecht der 
Vorzugsaktien war zumeiſt nur ein einfaches. — 
Die Vorzugsaktie wurde dann als Schutz⸗ 
mittel gegen die Ueberfremdung, die den deutſchen 
Geſellſchaften auf Grund der vom Ausland getätigten 
Käufe drohte, mit einem vielfachen Stimmrecht aus- 
geſtattet. Die erſten derartigen Vorzugsaktien waren 
die 5 Willionen, die die Hapag mit einer 3 0% 
kumulativen Dividende ohne weiteren Gewinn⸗ 
anſpruch, aber mit 30fachem Stimmrecht ausgeſtattet, 
ausgegeben hat. In dieſen ſowie in ähnlichen typi⸗ 
ſchen Fällen wurden die Vorzugsaktien gegen gleich⸗ 
artige Aktien einer befreundeten Geſellſchaft getauſcht 
und auf diefe Weiſe der deutſche Einfluß ohne Ka- 


pitalaufwendung geſichert. Allmählich wurde jedoch 
mit der Ausgabe derartiger Schutzaktien großer 
Wißb rauch getrieben, nachdem fie für die Verwal⸗ 
tung ein billiges Mittel zur dauernden Beherrſchung 
der Geſellſchaft darſtellen. Die Kritik hat denn auch 
ſehr energiſch auf dieſe Mißbräuche hingewieſen und 
ein Eingreifen der Geſetzgebung verlangt mit der 
Begründung, daß den Schutz der Selbſtändigkeit 
der deutſchen Induſtrie die deutſche Allgemeinwirt— 
ſchaft übernehmen ſollte. Dann käme zur Ueber⸗ 
nahme der vielſtimmigen Vorzugsaktien eine ſtaat⸗ 
liche oder halbſtaatliche Inſtanz in Frage. Nicht 
nur als Schutzmittel, ſondern auch als Geld⸗ 
beſchaffungsmittel ſind neuerdings die Vorzugsaktien 
benutzt worden. So gab die A. E. G. 250 Mill. M 
6 0% kumulative Vorzugsaktien heraus, die ab 1. Ja⸗ 
nuar 1925 zum Kurſe von 115 einlösbar ſind. Dieſe 
Art der Vorzugsaktien gibt den Geſellſchaften die 
Möglichkeit, im Augenblick infolge der Geldent⸗ 
wertung und der geſteigerten Rohſtoffpreiſe ihren 
Kapitalbedarf zu befriedigen und läßt die Möglich⸗ 
keit offen, bei veränderten Geldwertverhältniſſen in 
einigen Jahren das Betriebskapital wieder zu ver- 
kleinern. Die Geldbeſchaffung iſt bequem und billig, 
das Stimmrecht dieſer Vorzugsaktien ein einfaches, 
ihr Erwerb jedermann möglich. Gegen dieſen Typus 
der Vorzugsaktien hat die Kritik ſich denn auch wohl⸗ 
woll end verhalten. Leider hat die Finanztechnik 
in jüngſter Zeit die Geldbeſchaffungs-Vorzugsaktien 
in bedenklicher Weiſe verändert. Man ſchuf fie 
und ſah neben der Amortiſierbarkeit noch ihre Unt- 
wandlung in Stammaktien vor. Typiſch hierfür 
ſind die 10 Millionen Vorzugsaktien der Voigt⸗ 
& Haeffner-Aktiengeſellſchaft in Frankfurt. Dieſe 
Titel erhalten 6% vom jährlichen Reingewinn vor⸗ 
weg ohne Anſpruch auf Nachzahlung, falls ein 
Geſchäftsjahr geringeren Gewinn ergibt. An einer 
über 6 0% hinausgehenden Dividende haben die Vor⸗ 
zugsaktien den gleichen Gewinnanteill wie die 
Stammaktien. Die Geſellſchaft hat das Redt, die 
Vorzugsaktien ab 1. Januar 1924 vollſtändig oder 
ſerienweiſe zu 115 % auszuloſen oder ſie im Wege 
des freiwilligen Ankaufs zum Kurſe unter 115 zurück⸗ 
zuerwerben oder aber fie ganz bzw. ſerienweiſe im 
Wege der Ausloſung in die gegenwärtig weit wert⸗ 
volleren Stammaktien (letzter Kurs 352%) um⸗ 
zuwandeln. Hier iſt ein höchſt ſpekulatives Papier 
mit unſicherem Zukunftswert geſchaffen worden. Die 
in dem Unternehmen herrſchenden Kreiſe werden 


viel früher als die übrigen Aktionäre wiſſen, ob 
man fih zur billigen Amortiſation oder zur um⸗ 
wandlung in Stammaktien entſchließen wird, und 
damit öffnen ſich Tür und Tor für recht bedenkliche 
Transaktionen. Man kann nur hoffen, daß die 
künftige Neuordnung des Aktienweſens dieſem Typus 
der Vorzugsaktie ihr Intereſſe ganz beſonders zu⸗ 
wenden wird. — Die Lage und die Ausſichten, die 

die oberſchleſiſche Montaninduſtrie an der 

. Jahreswende 

gufzeigt, beſpricht die „Berliner Börſen⸗ 
Zeitung“ (29. Dezember). Die ungeklärte poli⸗ 
tiſche Lage hat ein feſtes zielbewußtes Schaffen in 
Oberſchleſien im vorigen Jahre unterbunden. Die 
oberſchleſiſche Induſtrie hat ſich jedoch bis jetzt 
auch unter den ſchwierigen Verhältniſſen lebensfähig 
erhalten und wird es auch verſtehen, ſich in Zukunft 
über die Hemmniſſe und Schwierigkeiten, die fie zu 
überwinden hat, hinwegzuſetzen. Der oberſchleſiſche 
Steinkohlenbergbau hatte ganz beſonders zu leiden 
Inter den Einmiſchungen der interalliierten Kom⸗ 
miſſion, die dauernd über Forderziffern, Verſand, 
Abſatz, Zuſammenſetzung der Belegſchaften und die 
Selbſtkoſten der Gruben informiert ſein will und 
in der Preisbeſtimmung das oberſte Recht hat. Die 
Forderung Oberſchleſiens betrug etwa 100 000 t täg⸗ 
ich. Infolge des neuen Ueberſchichtenabkommens 
wird für das nächſte Jahr eine erhöhte Förderziffer 
wartet, Die oberſchleſiſche Koksinduſtrie hat ſich 
Sunftig entwickelt, und auch die niederſchleſiſche 
Koksinduſtrie hat an Bedeutung zugenommen. Die 
oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie hat jih an die Preiſe 
es Eiſenwirtſchaftsbundes gehalten in Berückſich⸗ 
ns der Tatſache, daß zur Wiedererlangung ihrer 
Abſatzfähigkeit auf dem Weltmarkte ſie ihre Preiſe 
N den Weltmarktpreiſen halten muß. Die Balkan⸗ 
Ader und die Nordſtaaten haben Beſtellungen nach 
berſchleſien gegeben, und für die nächſte Zukunft 
ber große Aufträge aus dem Oſten und Süden 
Fr erwartet. Die Zinkinduſtrie Oberſchleſiens 
A t nach wie vor in der deutſchen Zinkverſorgung an 
titer Stelle, und auch das ausländiſche Zinkgeſchäft 
108 angemeſſene Ausdehnung erlangt. Die Blei- 
2 b Sülbergewinnung iſt nach Möglichkeit rege be⸗ 
11 0 en worden und bildet immer noch ein weſent⸗ 
5 es Glied der oberſchleſiſchen Montaninduſtrie, 
a nn auch die Erzeugung zeitweiſe nicht den vielen 
üſprüchen entſprechend auf der Höhe zu halten war. 

Im „Berliner Tageblatt“ (29. De⸗ 
zember) berichtet Paul Scheffer über 

das Kreditabkommen zwiſchen Holland und 
N N Deutſchland, 
as jetzt endlich, nachdem es im Dezember v. J. 
Fiss vorläufiges Abkommen getroffen wurde, rati⸗ 
Bert werden konnte. Auf Grund des Kredit- 
Wil mens wurde ein ſtändiger Kredit von 140 
r Sulden für Rohſtoffe auf zehn Jahre zu 6 0% 
willigt, ferner ein Lebensmittelkredit ovn 60 Will. 
er Die Verwaltung des Nohſtoffkredites hat eine 
En uhandgeſellſchaft, gebildet aus Perſönlichkeiten 

deutſchen Wirtſchaftslebens und auf holländiſcher 
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Seite eine entſprechende Kontrollbehörde, in der 
deutſche Vertreter der Treuhandgeſellſchaft ſitzen. 
Deutſchland hinterlegt auf das geleiſtete Darlehen 
Schatzſcheine, deren Zinſen vorläufig geſtundet werden, 
und verpflichtet ſich außerdem zu regelmäßigen 
Kohlenlieferungen. Die Verzögerung der Ratifikation 
ergab ſich aus den Schwierigkeiten, die Deutſchland 
mit Frankreich in der Kohlenfrage hat. Nachdem 
Holland einen Teil der Lebensmittelkredite zur Ver⸗ 
fügung geſtellt hatte, inzwiſchen aber Termine ver⸗ 
ſtrichen waren, die man in der Annahme der baldigen 
Ratifikation feſtgeſetzt hatte, für die Abnahme 
holländiſcher Produkte (Heringe), kam es dieſer⸗ 
halb zu ſcharfen Auseinanderſetzungen. Jetzt, nachdem 
ratifiziert worden iſt, iſt es intereſſant, die innere 
Geſchichte des Abkommens kennenzulernen. Nach⸗ 
dem beim erſten Abſchluß des Abkommens gewiſſe 
ideelle Gründe mitgeſprochen haben, traten dieſe 
mehr und mehr in den Hintergrund. In die Kohlen⸗ 
paragraphen drängten fih die notleidenden Befitzer 
der Erkelenzgruben ein, dann mußte, nachdem die 
erſten Verhandlungen mit einer Amſterdamer Bank- 
gruppe geführt worden waren, die Votterdamſche 
Bankgruppe unter Schwierigkeiten für das Ab- 
kommen gewonnen werden. Holland verſuchte ferner, 
neben den Lebensmitteln, die Deutſchland nötig 
brauchte, Deutſchland ſolche aufzudrängen, deren Ab- 
ſatz notleidend war. So ſpricht man davon, daß 
wir einen Poſten ſalzigen Dörrgemüſes übernehmen 
mußten, das die Holländer in Nieſenmengen in Bor- 
rat haben. Auch die gegenſeitigen Beziehungen der 
beiden Länder hatten während der Kämpfe in den 
Verhandlungen allerlei auszuhalten. Der Herings- 
ſkandal führte dazu, daß in den Zeitungen die „deut⸗ 
jhe Treue“ diskutiert wurde, und kurz vor der Rati- 
fikation noch wurde der deutſche Außen miniſter ver⸗ 
dächtigt, die Ausfertigung der Ratifikation zu ver⸗ 
hindern. Erwähnt muß aber auch werden, daß die 
deutſche Verhandlungsart die Kritik herausforderte. 
Die einzelnen Unterhändler Deutſchlands arbeiteten 
nicht zuſammen und vor allen Dingen nicht mit 
dem Auswärtigen Amt zuſammen. Der Nutzen des 
holländiſchen Abkommens iſt außer Frage, ſchon durch 
ſeinen Zinsſatz von 6 %, und es erſcheint auch ſicher, 
daß das Abkommen die Stabiliſierung der Wechſel⸗ 
kurſe günftig beeinfluſſen wird. Es beſteht die Mög⸗ 
lichkeit, daß dieſer Vertrag das Nüdgrat unſerer 
Handelsbeziehungen zu Holland abgeben wird und 
daß wir mit ſeiner Hilfe unſere Beziehungen zu 
Holland als Durchgangsland feſter knüpfen werden. 
Ueber die Zuſammenhänge von 


Weltmarktkriſe und internationalem Preisabbau 


berichtet die „Berliner Abendpoſt“ (29. De- 
zember). Die auf dem Weltmarkte herrſchenbe 
ſchwere Depreſſion, die in Deutſchland infolge des 
Abſackens der Valuta nicht einen ſo ſtarken Einfluß 
auf die Preisbildung ausübte wie in den anderen 
Ländern, zeigt ſich deutlich beim Vergleichen der 
New Morter Warennotierungen. Es notierten in 
New Pork: 


15. Sept. 15. Okt. 15. Nov. 15. Dez. 
Baumwolle 31.00 22 00 19.10 15.80 
Kaffee 8.00 7.70 7.37½ 6.56 ¼ 
Schmalz 20 81 20 80 20.92 1477½ 
Weizen (rot) 276.00 24900 211.00 196 50 
Se e T, 45.00 40.00 36.00 34 50 


Aehnlich war der Preisſturz an der Chikagoer Börſe. 
Aus dieſen Notierungen folgt, daß nicht nur Lebens⸗ 
mittel im Preiſe erheblich nachgelaſſen haben, ſondern 
daß auch die Metalle Preisabſchläge verzeichnen 
müſſen. Für die deutſche Einfuhr weſentlich iſt, daß 
infolge der allgemeinen internationalen Abſatzſtockung 
auch die Frachtraten beträchtlich geſunken ſind. 
So 3. VB. die Getretdefracht von den U, S. A. nach 
dem europäiſchen Kontinent von 35 bis auf 25 Cts. 
Durch den Rückgang der internationalen Getreide- 
preiſe iſt der Zuſchuß, den die deutſche Regierung zu 
den Lebensmitteleinfuhren zu zahlen hat, um mehrere 
Milliarden geringer als im Vorjahre zu veran⸗ 
ſchlagen. Ungünſtig für Deutſchland iſt der all⸗ 
gemeine Preisrückgang inſofern, als die Aufnahme- 
fähigkeit des Weltmarktes für deutſche Exportgüter 
eine geringere geworden tft. Dem „Hamburger 
Fremdenblatt“ (30. Dezember) wird aus 
Buenos Aires über 
die wirtſchaftliche Lage in Argentinien 

berichtet, daß ſich in Argentinien die allgemeine 
Kriſe jetzt bemerkbar mache infolge des enormen 
Preisſturzes auf dem Wollmarkte und der Ber- 
ſchlechterung des argentiniſchen Wechſelkurſes gegen⸗ 
über Nordamerika. Der Preisſturz auf dem Woll- 
markt kommt daher, daß die während des Krieges 
aufgeſtapelten Mengen auſtraliſcher Wolle in dem 
Augenblick auf den Markt geworfen werden, in dem 
Zentral⸗Europa beinahe vollſtändig kaufunfähig ift. — 
Nicht nur England, ſondern auch Amertka ſind voll⸗ 
ſtändig mit Nohprodukten, die Argentinien liefern 
kann, geſättigt. Die eigene heimiſche Fabrikation 
iſt nur gering, und es iſt fraglich, ob der von der 
Nationalbank geſtellte Kredit ausreichen dürfte, um 
den wirtſchaftlichen Zuſammenbruch aufzuhalten. Für 
Argentienien iſt im Augenblick eine wichtige Frage, 
techniſches Perſonal aus Europa herüberzuziehen 
und Stoffabrikationen einzurichten, damit Kriſen, wie 
die heutigen, in Zukunft vermieden werden. Im 
Augenblick werden in Argentinien jährlich Millionen 
Leinſtroh verbrannt, die einer nutzbringenden Ver⸗ 
wendung zugeführt werden könnten. Auf dem Ge- 
biete der Leinſtrohverwendung bietet ſich für den 
deutſchen Einwanderer mit Unternehmungsgeiſt und 
Fachkenntniſſen ein ausſichtsreiches Feld. — Die 
Goldguthaben, die Argentinien infolge der großen 
amerikaniſchen Käufe in Nordamerika hatte, ſind 
verbraucht, und ſo kam durch die ſprunghafte Ver⸗ 
beſſerung des Dollars eine große Unſicherheit in 
die argentiniſche Wirtſchaft. Kriſen verſchärfend 
wirkte die Preisteuerung für Mehl und Zucker, und 
durch unkluge Maßnahmen der Regierung trat im 
Lande durch den zu ſtark betriebenen Export Mehl⸗ 
knappheit ein. — Trotz aller Warnungen ſchickt 
Deutſchland immer noch Stahlwaren und Chemi⸗ 
kalien herüber, trotzdem der Markt hiervon über⸗ 
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ſchwemmt tjit. Es kommt dann, wenn die einzelnen 
Reifenden Geld brauchen, zu recht ſchädlichen Unter- 
bietungen. — Für die deutſchen Kaufleute iſt es 
unbedingt notwendig, daß ſie ſich vor Antritt einer 
Reife nach Argentinien auf das genaueſte nach dem 
Stand des Marktes ihrer Artikel erkundigen, wenn 
jte nicht trübe Erfahrungen machen wollen. 


Umschau. 


Herr Hugo Meyer 

heim, Berlin- Grune 
wald, schreibt: „Die 
Erklärung zur Umsatzsteuer ist in diesem Monat für 
das Jahr 1020 abzugeben. Es empfiehlt sich, die nötigen 


Die Vorbereitung zur 
Umsatzsteuer- Erklärung. 


Berechnungen rechtzeitig vorzunehmen, damit nicht in 


der Eile Beträge als steuerpflichtig angegeben werden, 
die umsatzsteuerfrei sind. Im Januar 1921 kommt zun 
ersten Male der dreifache Satz des Vorjahres, näm 
lich 1½ %, in Betracht. Wenn man also früher 
gleichgültiger über einzelne Posten hinweggehen 
konnte und diese mitversteuerte, so wird man dies 
mal sicherlich vorsichtiger sein müssen. Die Nach 
prüfung von seiten der Umsatzsteuerämter ist auch, 
wic der Reichsminister der Finanzen in seinem 
Erlass vom 11. Oktober 1920 ausdrücklich erklärt, 
eine genauere als früher. Bekanntlich können die 
Beamten zu dem Zwecke unangemeldet die Betriebe 
besuchen und erlangen auf die Weise Material, mit 
dem sie bei anderen etwa fehlende Buchungen er- 
gänzen können. Es werden vorbereitete Spezial- 
beamte ständig Revisionen vornehmen, und der 
Minister macht darauf aufmerksam, dass „die Steuer 
pflichtigen damit rechnen müssen, dass von nun an 
Unregelmässigkeiten auch nach Jahren aufgedeckt 
werden“. Die Strafbestimmungen des Umsatzsteuer 
gesetzes und die der Reichsabgabenordnung sind so 
empfindlich, dass dringend vor Verletzungen zu 
warnen ist. Es fragt sich nun, wie man die Umsatz: 
steuer am zweckmässigsten ermitteln kann. Das 
ist nicht so einfach, wie sich das viele vorstellen 
denn man muss zwischen vier verschiedenartigen, 
steuerfreien Leistungen und nach den verschiedenen 
Steuersätzen unterscheiden. Wer nicht die Erlaub- 
nis hat, nach bewirkten Leistungen zu versteuern, 
muss die Steuererklärung nach den Einnahmen 
abgeben. Die Erlaubnis setzt eine zuverlässige 
Buchführung voraus und wird meist nur grösseren 
Betrieben erteilt. Vorteile bringt diese Steuerart 
nicht, denn es wird dann die bewirkte Leistung in voller 
Höhe zunächst versteuert, und etwaige Abzüge, Rück- 
sendungen usw. sowie Ausfälle müssen dann später 
abgesetzt werden. Viel einfacher ist die Versteuerung 
nach dem, was wirklich vereinnahmt wird. Im all 
gemeinen stehen die Beträge auf der Sollseite des 
Kassenbuches. Aber auch im Memorial sind solche 
Einnahmen enthalten, wenn es sih um Ueber 
weisungen und Tauschgeschäfte handelt. Um sich 
die Arbeit zu erleichtern, empfiehlt es sich daher, 
diese Memorialbuchungen als Durchgangsposten des 


Kassenbuches zu behandeln, was die Arbeit des Buch. 
halters auch sonst erleichtert. Aber nicht alle 
Buchungen der Sollseite des Kassenbuches sind 
Steuerpflichtig. Nach $2 sind davon die Eingänge 
auf Geldforderungen und Auslandssendungen aus- 
zunehmen. Ferner kommt als steuerfreie Leistung 
der § 7 in Betracht, der direkte Lieferungen, die un- 
mittelbare Besitzübertragung von Waren, behandelt. 
Nach § 8 sind verauslagte und in Rechnung gesetzte 
Beförderungs- und Versicherungskosten ebenfalls 
Steuerfrei. Von den steuerpflichtigen Entgelten sind 
die erhöht steuerpflichtigen, also die Umsatzsteuer 
für erhöht steuerpflichtige Leistungen und für Luxus- 
Steuer, von den allgemein umsatzsteuerpflichtigen 
Beträgen zu trennen, denn in der Jahresaufstellung 
werden nur die letzteren behandelt, während zu den 
ersteren beiden vierteljährlich veranlagt wird. Man 
Sicht daran, dass die eine Umsatzsteuerspalte, mit 
der gewöhnlich die Kassenbücher versehen werden, 
nicht ausreicht, und es ist daher empfehlenswert, 
wenn man nach Beendigung einer Soll-Kassenbuch- 
Suite die einzelnen Beträge nach den erwähnten 
Posten unterteilt, die dann zusammen den Gesamt- 
betrag der Kasseneingänge ergeben müssen. Ein 
solches Geschäftsbuch, das für jede Kassenbuchseite 
eine Zeile vorsieht und in dem die verschiedenen 
Spalten nebeneinander angeordnet sind, wird in ver- 
Schiedenen Kontoren benutzt. In diesem Geschäfts- 
buche befindet sich auch eine Spalte für Rückzahlungen 
von bereits erhaltenen Beträgen, die dann abgezogen 
werden. Diese stehen natürlich auf der Habenseite 
des Kassenbuches. Auf diese Rückzahlungen be- 
zichen sich §§ 8 und 34. § 8 betrifft die Zurücknahme 
von Warenumschliessungen (Emballagen) und die 
Erstattung des dafür empfangenen Betrages, während 
$ 34 die nachträglichen Rückzahlungen von vergüteten 
Beträgen bzw. die vollkommenen Rückzahlungen des 
früher vereinnahmten Betrages behandelt. Auch ein 
Buch nach Art des amerikanischen Journals besteht, 
bei welchem ausser sämtlichen Aufzeichnungen der 
Geschäftsvorfälle mehrere Umsatzsteuerspalten vor- 
handen sind. Allerdings würde solches Buch bei 
dem üblichen amerikanischen Schema ausserordent- 
lich breit werden, das vermeidet aber das erwähnte 
Buch dadurch, dass dies nach dem neuen System in 
Spalten liniiert ist, in die jeder Geschäftsvorfall nur 
“nmal eingetragen das Ziel der doppelten Buch- 
führung erreicht. Welche Berechnungsweise in Ver- 
bindung mit der Buchführung jemand anwendet, ist 
gleichgültig, nur sollte sie so gehalten sein, dass 
der nachprüfende Beamte von der Ordnungsmässig- 
keit überzeugt ist und den Willen sieht, die steuer- 
lichen Vorschriften zu erfüllen. Im anderen Falle 
hat er die Pflicht, Kontrollen vorzunehmen, die er 
für angebracht hält, und die dem Unternehmer 
letzten Endes auf einmal weit mehr Arbeiten ver- 
ursachen als die rechtzeitige Gruppierung der 
Steuerpflichtigen und steuerfreien Beträge. Ordnung 
kostet zwar Geld, aber Unordnung weit mehr. “ 
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Der finanzpolitische 
Ausschuss, dessen 
Bildung bereits im letzten Heft des Plutus mitgeteilt 
worden ist, setzt sich folgendermassen zusammen: 
Vorsitzender: Georg Bernhard; erster stellver- 
tretender Vorsitzender: Handwerkskammer-Syndikus 
Karl Hermann-Rötling; zweiter stellvertretender Vor 
sitzender: Bankbeamter Max Fürstenberg; Schrift- 
führer: Handlungsgehilfe Ucko; erster stellvertretender 
Schriftführer: Kaufmann Hermann Behn - Lübeck; 
zweiter stellvertretender Schriftführer: Bürgermeister 
Dr. Scheffler. Ordentliche Mitglieder: Unterstaats- 
sekretär a. D. Wirklicher Geheimer Rat Edler von Braun, 
Anwalt des Reichs verbandes der landwirtschaftlichen 
Genossenschaften Regierungsrat Gennes, Fabrik 
besitzer Georg Müller, Geheimer Kommerzienrat 
Felix Deutsch, Generaldirektor der A. E. G., Fabrik 
besitzer Leopold Kölsch Karlsruhe, Geheimer Re 
gierungsrat Dr. Schwarz, Direktor der Preussischen 
Zentral-Boden Kredit- Gesellschaft, Rechtsanwalt Dri, 
Lindeck, Vertreter der Binnenschiffahrt, Genossen 
schaftsanwalt Dr. Crecelius, Reichsminister a. D. Ge 
werkschaftssekretär Wissell, Dr. Schweitzer, Vertreter 
der technischen Angestellten, Bankbeamter Benno 
Marx, Tischler Backert, Landarbeiter Scheck, Wilhelm 
Beckmann, Vertreter des Gewerkschaftsrings, See 
mann Paul Müller, Metallarbeiter Adolf Cohen (Vor 
sitzender der Zentralarbeitsgemeinschaft), Stadtrat 
Humar, Genossenschaftsvorstand Bästlein - Hamm, 
Bürgermeister Dr. Haeckel, Rechtsanwalt Dr. Hachen 
burg-Mannheim, Fabrikbesitzer Dr. Grund-Breslau, 
Prof. Dr. Schmalenbach-Köln, Universitätsprofessor 
Geheimer Regierungsrat Dr. Herkner und Dr. Walter 
Rathenau, Präsident der Allgemeinen Elektrizitäts- 
gesellschaft. Stellvertreter: Geheimer Oekonomierat 
Walter, Präsident des hessischen Landwirtschafts- 
kollegiums, BauernorganisationsvorsitzenderDr. Crone-/ 
Kommerzienrat Untucht, Kommerzienrat Mey-Sebnitz, 
Grosshändler Heinrich Pass-Essen, Kommerzienrat 
Manasse- Stettin, Geheimer Kommerzienrat Dr. Louis 
Hagen, Oberbürgermeister a. D. Künzer, Vertreter 
der öffentlichen Sparkassen, Malermeister Irl- München, 
Handwerkskammer Syndikus Dr. Walter, Paeschke, 
Glasarbeiter Grünzel, Verbandsvorsitzender Grupe, 
Schumacher Simon - Nürnberg, Maschinist Bube, 
Gauvorsteher Fedisch vom Deustchnationalen 
Handlungsgehilfen verband, Fabrikarbeiter Lins, Ver 
bandsvorsteher Dr. Gornandt vom Deutschen Ange 
stelltenverband, Tischler Baltrusch, Fabrikarbeiter 
Sack, Tischler Neustedt, Oberbürgermeister Dr. Loh 
meyer-Königsberg, Paul Hoffmann vom Zentralver 
band deutscher Konsumvereine, Vorstandsmitglied 
Dolz vom Beamten-Wirtschaftsverein, Bürgermeister 
Dr. Berthold, Zivilingenieur Hartung—Regierungsrat 
Otto Lehmann, Kaufmann Hassenkamp Bremen, 
Kommerzienrat Schmelzer-Sachsen, Max Cohen-Reuss, 
Redakteur Feiler-Frankfurt a. M. 


E * 


Aus dem Reichswirtschaltsrat. 


Der Unterausschuss für Holz- und Forstwirtschaft 
besteht aus den folgenden Mitgliedern. Als Ver- 
treter der Arbeitgeber: Vizepräsident Dietrich, Frei- 


herr von Hermann, Landforstmeister Friedrich Rose, 
Baumeister Otto Heuer, Fabrikbesitzer Ignatz Ko- 
nietzny, Obermeister Rahardt. Als Vertreter der 
Arbeitnehmer: Landarbeiter Bernier und Faass, Forst- 
meister Karl Heyer, Forstarbeiter Meyer, Redakteur 
Tarnow, Tischler Kurtscheid. Ferner: Stadtrat Humar- 
München, Architekt Kröger-Hannover, Universitäts- 
professor Endres-München. 

Der Ausschuss für Siedlungs- und Wohnungs- 
wesen, der in der letzten Plenarsitzung gewählt ist, 
besteht aus folgenden Mitgliedern: Vorsitzender 
Staatssekretär a. D. Dr. August Müller, erster stell- 
vertretender Vorsitzender Obermeister Hansen, zweiter 
stellvertretender Vorsitzender Maurer Josef Wiede- 
berg, Schriftführer: Beamtenvertreter Max Schulz, 
Mitglieder: Freiherr von Richthofen, Schultheiss Albin 
Trübenbach-Thüringen, Gärtner Johannes Beckmann, 
Baumeister Otto Heuer, Geheimer Regierungsrat 
Dr. Schwartz, Direktor der Preußischen Zentral-Boden- 
Aktien-Gesellschaft, Bürgermeister Dr. Luther-Essen, 
Baumeister M. Noack, Genossenschaftsanwalt Dr. 
Crecelius, Gewerkschaftssekretär Woldt, Landarbeiter 
Thomas, Handwerksgeselle Paeplow, Fabrikarbeiter 
Christian Berg, Tischler Matthias Schumacher, Land- 
arbeiter Hülser, Landarbeiter Schmaus, Stadtrat Humar- 
München, Konsumvereinsgeschäftsführer Ernst Markus, 
Frau Kromer- Mannheim, Architekt Kröger -Hannover, 
Fabrikbesitzer Dr. Bosch - Stuttgart, Hochschulprofessor 
Dr. Aereboe. Als Vertreter fungieren: Die Land- 
wirte Mittermeier, Walter, Schemdomek, Fabrikbesitzer 
Dr. ing. Riepert, Grosskaufmann Johannes Jansen- 
Barmen, Gemeindearbeiter Hechmann-, Zimmermeister 
Carstens-Wiesbaden, Landarbeiter Albrecht, Hand- 
lungsgehilfe Ucko, Handlungsgehilfe Schrader, Ge- 
werkschaftsangestellter Gustav Stühler, Verbands- 
sekretär Dr. Görnand, Bankbeamter Karl Decker- 
Frankfurt a. Main, Gewerkschaftssekretär Fromm, 
Versicherungsangestellter Vierath, Arnold Bissels, 
Geschäftsführer des Konsumvereins „Eintracht“, 
Bürgermeister Dr. Haekel, Oberbürgermeister Dr. 
Blüher-Dresden, Zivilingenieur Hartung, Dr. Rosch, 
Vertreter der Musikerorganisation, Geh. Reg. Rat 
Dr. Richard Stegemann, Syndikus der Handelskammer 
Braunschweig, Landwirt Baller, Professor Dr. Franke. 


Der Reichsbankpräsi- 
dent Havenstein hat 
in seiner Warnungsrede im Steuerausschuss des Reichs- 
tages keinen Zweifel darüber gelassen, wie ernst er 
die Lage des deutschen Geld- und Finanzwesens be- 
trachtet, und für wie notwendig er die Erkenntnis dieses 
Ernstes in den weitesten Kreisen hält. Man darf 
vielleicht angesichts dieser gerade vom Reichsbank- 
präsidenten betonten Forderung nach unverschleierter 
Erkenntnis der tatsächlichen Lage die Hoffnung aus- 
sprechen, dass sich die Reichsbankverwaltung im neuen 
Jahre der Einsicht nicht verschliessen wird, dass sie 
auf ihrem eigensten Gebiete zur Förderung der Er- 
kenntnis beitragen kann, nämlich durch eine Reform 
der Reichsbankausweise. Das Schema des 


fn. Der Reichsbankausweis. 
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Reichsbankausweises, wie es aus der Vorkriegszeit 
überkommen ist, mag schon damals nicht ganz frei 
von Mängeln gewesen sein. Gegenüber den heutigen 
Verhältnissen versagt es vollkommen. Früher hatten 
die Ziffern des Metallbestandes und die Ziffern der 
Wechseldeckung der Noten eine überragende Be- 
deutung, der gegenüber andere Gliederungen in den 
Hintergrund treten konnten. Mit der Aufhebung 
der Einlösungspflicht der Reichsbanknoten in Gold 
und der Aufhebung der metallischen Dritteldeckung 
haben diese Ziffern zwar noch nicht ihr Interesse 
verloren, aber sie sind für die Beurteilung der Lage 
unseres Zentralnoteninstituts nur noch von unter- 
geordneter Bedeutung. Je weniger von metallischer 
Deckung heute noch die Rede sein kann, um so 
wichtiger ist die klare Erkenntnis über den Charakter 
der anderen Unterlagen der Notenausgabe. Es ist 
bei der gegenwärtigen Gestaltung der Dinge ein 
offenbarer Mangel, dass die Reichsbankausweise diese 
Notendeckung unter der Rubrik „Wechsel und Schecks“ 
in einer Ziffer zeigen. Es wäre dringend notwendig 
zur Klärung der Lage und damit zur Unterstreichung 
der Warnungen, die der Reichsbankausweis bieten 
kann und soll, in Zukunft im Reichsbankausweis die 
Reichsschatzwechsel von den deutschen 
Warenwechsein zu trennen. Nur wenn diese 
ganz verschieden gearteten Quellen der Inanspruch- 
nahme der Reichsbank getrennt sichtbar werden, 
können die Ziffern der beiden Wechselarten einen 
Einblick gewähren in die wirkliche Funktion, die die 
Reichsbank ausübt, und nur dann können Bewegungen 
im Wirtschaftsleben einigermassen ihren Spiegel im 
Reichsbankausweis finden. Des weiteren müsste der 
Bestand an Auslandswechseln und Auslands 
guthaben, der Devisenbestand, der heute immer noch 
traditionell unter den „sonstigen Aktiven“ des Reichs- 
bankausweises erscheint, obwohl er gegenüber der 
Vorkriegszeit eine in jeder Beziehung veränderte 
Bedeutung erlangt hat, in Zukunft durch gesonderte 
Aufführung im Reichsbankausweise sichtbar gemacht 
werden. Entsprechend dieser verbesserten Gliederung 
auf der Seite der Aktiven müssten natürlich auch 
auf der Passivseite die „täglich fälligen Verbindlich- 
keiten“ getrennt werden in die Giroguthaben des 
Reichs und der privaten Kundschaft der Reichsbank. 
Die Verbesserung der Reichsbankausweise, die eine 
besonders leicht durchführbare Massnahme wäre, 
würde ihrerseits die Wege ebnen zu schwierigeren, 
aber gleichfalls auf die Dauer unvermeidlich not- 
wendigen Reformen der Bankgesetzgebung. Es ist 
dabei daran zu denken, dass das Verhältnis zwischen 
der Darlehnskasse und der Reichsbank, das als 
Kriegsmassnahme durchaus zweckmässig für die 
Ueberwindung der Kreditkrisis gewesen ist, nicht 
auf die Dauer beibehalten werden kann. Man wird 
weiter, nachdem das Verhältnis zwischen Notenaus: 
gabe und Goldbestand keinen Regulator der Noten- 
ausgabe mehr bilden kann, nach neuen Formen der 
Begrenzung der Inanspruchnahme der Notenpresse 
suchen müssen. Für diese grundsätzlichen Aende- 
rungen der Bankgesetzgebung mag der Augenblick 
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noch nicht gekommen sein. Denn sie setzen immer 
eine gewisse Mindestordnung in den Reichsfinanzen 
voraus, die zwar eine dringliche Forderung, aber 
noch keine Tatsache ist. Sowohl um die Dringlich- 
keit dieser Forderung zu unterstreichen, als auch um 
der rechtzeitigen Vorbereitung willen auf die sich 
Später ergebenden Aufgaben der Notenbankreform, 
Sollte als erster Schritt die Verbesserung des Schemas 
der Reichsbankausweise nicht weiter verzögert werden. 


Im vergangenen Jahre 
ist in Stuttgart eine 
Aktiengesellschaft unter der Firma „Der kommende 
Tag A.-G. zur Förderung wirtschaftlicher 
und geistiger Werte“ gegründet worden. Das 
Programm dieser Gesellschaft ist, nach den Ideen 
Dr. Rudolf Steiners (der sich insbesondere in Süd- 
deutschland eines nicht geringen Anhanges erfreut 
und seine Lehre in dem „Bund für Dreigliederung 
des sozialen Organismus“ vertritt), wirtschaftliche 
Unternehmungen zusammenzuzufassen und deren 
Ueberschüsse dann im Verlagsgeschäft der Aktien- 
Sesellschaft der Propaganda für bestimmte geistige 
Interessen nutzbar zu machen. Es soll an dieser 
Stelle keine Auseinandersetzung mit der Steinerschen 
[heorie stattfinden. Eine derartige Auseinander- 
Setzung ist einigermassen erschwert durch den Mangel 
an Klarheit in bezug auf die rein wirtschaftliche 
Seite dieses Programms. Aber wie auch immer man 
žu diesen Ideen stehen mag, es ist das gute Recht 
“mer Gruppe von Menschen, die in der Verwirk- 
lichung einer bestimmten Idee Heil erblickt, zu ver- 
Suchen, diese Idee in der Praxis zu erproben. Wenn 
deshalb zunächst ein kleinerer Kreis von Anhängern 
der Steiner schen Idee die Aktiengesellschaft „Der 
ommende Tag“ gegründet hat und in ihr nach den 
vorliegenden Prospekten eine Anzahl recht ver- 
schiedener industrieller und landwirtschaftlicher 
Unternehmungen zusammengefasst hat, so hätte die 

elfentlichkeit demgegenüber zunächst nur die eine 
P flicht, den Erfolg dieses Experimentes abzuwarten. 
Die Situation ändert sich aber vollkommen, wenn 
Nunmehr nach einem Bestehen von knapp dreiviertel 
Jahren diese Aktiengesellschaft zur Beschaffung 
Weiterer Geldmittel sich an das grosse Publikum 
Wendet. In diesem Falle würde die Pflicht zur kri- 
tischen Prüfung des Prospektes selbst dann vor- 
liegen, wenn die Formen der beabsichtigten Geld- 
aufnahme die üblichen wären. Selbst in diesem 
Falle müsste man sagen, dass der Prospekt, den die 
>tsellschaft verbreitet, zwar sichere Kapitalsanlage, 
angemessene Verzinsung und ideale Anlage der 
Gelder verspricht, dass aber mangels jeglicher 
materieller Angaben über die Werte und die Ren- 
tabilität der von der Aktiengesellschaft übernommenen 
„inzelbetriebe sich die Geldhingabe nur auf persön- 
uches Vertrauen stützen könnte und nicht auf sach- 
18 5 Unterlagen. Diese Kritik müsste, wie gesagt, 
dn geübt werden, wenn die Formen der Geld- 
k nahme nicht so aussergewöhnliche wären, wie sie 
S tatsächlich sind. Die Gesellschaft bietet nämlich 


in. „Der kommende Tag.“ 


jetzt sogenannte Darlehensscheine in Höhe von 
25 Mill. & aus. Diese Darlehensscheine sollen nach 
dem Prospekt eine 5%,ige Verzinsung geniessen 
und bis zum 1. Januar 1923 vom Darlehensgeber 
unkündbar sein. Soweit würde es sich um eine 
Art nicht besonders gedeckter Obligationen 
handeln. Dann steht aber in den Zeichnungsbedin- 
gungen eine Klausel, die den ganzen Charakter dieser 
Darlehensscheine umwirft. Es heisst nämlich, dass 
dieAktiengesellschaftihrerseitsjederzeit 
das Recht hat, die Darlehensscheine in 
Aktien umzuwandeln. Auf Grund dieser 
Klausel muss vor der Zeichnung dieser Darlehens- 
scheine direkt gewarnt werden. Denn gleichviel ob 
die Gründer und gegenwärtigen Leiter der „Kom- 
mende Tag A.-G.“ von den besten und lautersten 
Absichten bewegt sein mögen, diese Form der Kapi- 
talisierung muss auf das entschiedenste abgelehnt 
werden. Der weniger sachkundige, vielleicht von 
den Steinerschen Ideen gewonnene kleine Zeichner 
dieser öffentlich ausgebotenen Darlehensscheine 
wird allzu leicht trotz der Zeichnungsklausel sich 
der Idee hingeben, ein mit 5%, fest verzinsliches 
Papier zu erwerben, dessen besondere Sicherheit ihm 
dieser Prospekt verspricht. In Wirklichkeit besteht 
für die 5% ige Verzinsung gar keine Sicherheit. 
Denn wenn es dem Unternehmen im nächsten Jahre 
schlecht gehen sollte, wenn ihm die Verzinsung der 
aufgenommenen Darlehen mit 5% irgendwelche 
Schwierigkeiten bereiten sollte, so hat die Aktien- 
gesellschaft, d. h. es haben die bisherigen Aktionäre 
jederzeit die Möglichkeit, die Verpflichtung zurZahlung 
der 5% Darlehenszinsen auf dem denkbar einfachsten 
Wege zu beseitigen, indem sie von ihrem Rechte, 
die Darlehensscheine in Aktien umzuwandeln, Ge- 
brauch machen. Die ohne eigenes Zutun zu Aktio- 
nären gewordenen Geldgeber haben dann natürlich 
nur noch Anspruch auf eine Dividende, wenn eine 
solche zur Ausschüttung gelangt und gelangen kann. 
Sie sind spielend aus Schuldnern zu Anteilseignern 
an einer Gesellschaft geworden, über deren Grund- 
lagen und Entwicklungsaussichten sie unzureichend 
informiert sind. Aber indem sie ohne Sicherung der 
Verzinsung durch die Umwandlung in Aktien am 
Risiko voll teilnehmen, sind sie noch keineswegs 
der entscheidende Faktor für die Verwaltung der 
Aktiengesellschaft geworden. Denn für die erste 
schon bestehende Million von Aktien ist im Statut 
25faches Stimmrecht festgesetzt, d. h. es ist 
eine Herrschaftssicherung für die Uebernehmer der 
ersten Million geschaffen worden, gegenüber den 
möglicherweise unfreiwillig neu hinzutretenden Ak- 
tionären. Die Aktien sind überdies auch besonders 
unbeweglich gestaltet, dadurch dass Uebertragung 
und Verpfändung an die Zustimmung des Vorstands 
und Aufsichtsrats gebunden sind. Wer ideale Zwecke 
bei dem Aufbau einer wirtschaftlichen Unternehmung 
verfolgt, hat die Verflichtung, besonders einwandfrei 
in den Formen der Finanzierung vorzugehen. Dena 
er diskreditiert mit den anfechtbaren Methoden der 
Kapitalbeschaffung nicht nur seine Unternehmung, 


sondern darüber hinaus auch die von ihm vertretenen 
idealen Ziele. Dieses Gebot ist von den Männem, 
die den Prospekt „Der kommende Tag A.-G.“ ver- 
antwortlich zeichnen, nicht erfüllt worden, und gerade 
wenn man nicht ohne weiteres geneigt ist, an der 
Lauterkeit ihrer Ziele zu zweifeln, so muss man 
nicht nur das Publikum vor der Zeichnung dieser 
in Aktien umwandelbaren Darlehensscheine warnen. 
sondern auch die Verwaltung vor der Anwendung 
derartiger Finanzierungsmethoden 


Plutus-Merktaſel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Bankausweis New York. — G.-V.: Ma- 
schinenbauanstalt Kirchner, Berliner 


Sonnabend, Kind} - Brauerei, Deutsches Elektro- 

8. Januar Stahlwerk. — Schluss des Bezugs- 
rechts Kammgarnspinnerei Werns- 
hausen. 


Reichsbankauswers. — G. -F. Deutsche 
Ueberseeische Bank, Wegelin & Hübner 
Maschinenfabrik und Eisengiesserei. 
A. Schwerdtfeger. — Schluss des Be- 
zugsrechts Aktien Hille Werke, Bezugs- 
rechts Mars-Werke Akt.-Ges.. Bezugs- 
rechts Kammgarnspinnerei Gautzsch, 
Akt.-Ges. Sturm, Bezugsrechts Mechan. 
Baumwellspinnerei Bayreuth. 


| @.-V.: Hamburg-Amerika-Linie, Seebeck 
| Schiffswerft, Ludwig Löwe A.-G., Leip- 
ziger Bank für Grundbesitz — Schluss 


Montag, 
10. Januar 


e des Bezugsrechts Consolidiertes Braun- 
ee |  kohlenwerk Caroline, Bezugsrechts Po- 
Ixphonwerke Wahren, Bezugsrechts 
Scheidemandel. 
N w.-V.: Düsseldorfer kısenhülten - Ges., 


Deutsche Gold- und Silberscheideanstalt, 
Aachener Lederfabrik, Frankfurter Ma- 
schinenbau-Ges., Pokorny & Wittekind, 
Maschinenfabrik Baum, Bergbau-A.-G. 
Mittwoch, | Justus Volpriehausen. Schluss des 
12. Januar Bezugsrechts Glückauf-Akt.-Ges, für 
| Braunkohlenverwertung, Bezugsrechts 
Gebr. Goedhart, Bezugsrechis Woll- 
| warenfabrik Merkur, Bezugsrechts 
| Siegen-Solinger- Gussstahl-Verein, Be- 
| 


& Hoffmann. 
Donnerstag, || Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
13. Januar don, Paris. 


 @.-V.: Ammendorfer Papierfabrik, Akt.- 
Ses. H. F. Eckert, Sangershäuser Ma- 
schinenfabrik Hornung & Rabe, Poege 
i Elektrizitäts-Akt.-Ges., Wiesbadener 
Kronenbrauerei. — Schluss des Be- 
zugsrechts Aktien Hackethal Draht- und 
Kabelwerke, Bezugsrechts Paradies- 
bettenfabrik Steiner & Sohn, Bezugs- 


Freitag, | 
| 
| rechts Ver. Märkische Tuchfabriken. 


14. Januar 


Bezugsrechts Erdmannsdorfer Akt.-Ges, 

für Flachsgarn - Maschinenspinnerei- u. 

Weberei, Bezugsrechts Berliner Hotel- 
| Gesellschaft. 


) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrifs sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lassen. 


zugsrechts Maschinenbau- Ges. Starke 


Bankaus weis New-York. — @.-V.: Panzer 
Akt.-Ges., Telephon-Fabrik vorm. ] Ber- 
liner, J. Elsbach & Co., Hannoversche 
Papierfabriken Alfeld Gronau, Porzel- 
lanfabrik Schönwald. — Schluss des 
Bezugsrechts Gasmotorenfabrik Deutz, 

|| Bezugsrechts Maschinenbau- Anstalt 

Humboldt, Bezugsrechts Richard Piu- 

| menfeldt Veltener Ofenfabrik, Bezugs- 


Sonnabend, 
15. Januar 0 


rechis Howaldtswerke Kiel, Bezugs- 
rechts Berliner Jutespinnerei u. Weberei. 
Rewhsbankausweis. — G. -V. Oberschle- 
| sische Eisenbahnbedarfs-Ges., Portland- 
Cementfabrik Germania, Leonhard Tietz 
Akt.-Ges. — Schluss des Bezugsrechts 
Tafel- und Salinglasfabriken in Fürth 
Bezugsrechts Freiherrl. Tuchersche 
Brauerei, Bezugsrechts Ver. Bautzener 

| Papierfabriken. 
| @.-V.. Westholsteinische Bank, Deutsche 
|  Giundcreditbank Gotha, Berliner Elek- 


Montag, 
17. Januar 


trizitätswerke, Berliner Maschinenfabrik 
Schwartzkopff, Akt.-Ges. f. Cartonnagen- 


Dienstag, | 
| industrie, Norddeutsche Portland-( v- 


18. Januar 
mentfabrik Misburg, Portland-Cemem- 
fabrik Heidelberg-Mannheim-Stutigart. 
G.- E., Dellarocca Chemische Fabriken. 

— Schluss des Bezugsrechts Non d- 
| deutsche Waggonfabrik Bremen, Be- 
||  zugsrechts Adlerwerke Kleyer. 

| Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 


Mittwoch, 
19. Januar 


Paris. — G.-F.: Gehe & Co., Stock 
Donnerstag, i & Co. Spiralbohrer. — Schluss des 
20. Januar | Bezugsrechts neue Aktien Kabelwerk 
Rheydt. — Bezugsrechts Chemische 


Werke Albert. 


Freitag | G.-V.; Hackethal Draht- und Kabelwerke, 
21 1 Düsseldorfer Eisenbahnbedarf Weyer 
. & Co., Gebr. Unger Chemnitz 
Verlosungen: 
11. Januar: 2% Stadt Gent 100 Fr. 
3% Paris 400 Fr. (1871), 
2½% Antwerpen 100 Fr. (1887), 
3% Credit Foncier 500 Fr. (190i). 
| 14. Januar: 5% Russische å 100 R. 
| (1864). 15. Januar: 3% Niederl. 
Comm.-Cr. 100 Gld. (1871), 2% Serb, 
| Pr. Anl. 100 Fr. (1881), Serb, Tabak 
10 Fr. (1888), 2% Lüttich, 3% Amster- 
dam, 2% Brüssel, 3% Egypt. Credit- 
foncier 250 Fr. (1886), (1903), (1911), 
20% Stadt Ostende 100 Fr. (1898). 
20. Januar: 3% Paris 400 Fr. (1871), 
2% Lüttich 100 Fr. (1897), 22. Ja- 
nuar: 3% Credit foncier 250 Fr. (1912), 
2½% Paris 400 Fr. (1802). 


Börse und Geldmarkt. 


Der Reichsbänkausweis vom 23. Dezember, der 
am letzten Tage des Jahres 1970 veröffentlicht wurde, 
gibt einen Vorgeschmack von der neuen Anspannung 
des Status, mit der zum Jahresschluss gerechnet 
werden muss. In der dritten Dezemberwoche sind 
an Banknoten nicht weniger als 1987,5 Mill. ., neu 
in Umlauf gesetzt worden. Dazu kommt noch eine 
Erhöhung der in Umlauf befindlichen Darlehns- 
kassenscheine um 31.3 Mill. . Der gesamte 
Papiergeldumlauf ist damit an die neue 
Rekordziffer von 80 Milliarden .#. nahe heran- 


gerückt. Es war ganz logisch, wenn die Börse diese 
für die Entwicklung der deutschen Valuta bedroh- 
lichen Ziffern mit einer Befestigung der Aktienkurse 
beantwortete. Denn darüber kann gar kein Zweifel 
herrschen, dass auch im neuen Jahr Börsenkonjunktur 
und Wirtschaftslage sich in entgegengesetzter Richtung 
bewegen werden. Je katastrophaler sich die Ge- 
Samtlage der deutschen Volkswirtschaft zuspitzt, 
desto üppiger blüht die Haussestimmung an der 

Örse. Auch in dieser Beziehung haben wir ja das 
Beispiel der deutsch - österreichischen Entwicklung 
Mit all ihren traurigen Seiten vor uns. Die Zuver- 
sicht der Börse am Ausgang des Jahres, von der 
man keineswegs sagen kann, dass sie der inneren 
Berechtigung entbehrt, ist also das Gegenteil einer 
Zuversichtlichen Beurteilung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung. 

Charakteristisch) für die Entwicklung des De- 
* und Effektengeschäftes der Bankwelt ist die 
Ständige Zunahme der Gründung neuerBank- 
firmen. Zum Teil lebt die alte Verbindung 
wischen Getreide- und Bankgeschäft neu auf, was 
aber weniger durch die direkte Finanzierung im Zu- 
Sammenhang mit Getreidegeschäften bedingt ist, als 
durch den Wunsch, in der Zeit des stark beschränkten 

etreide- und Futtermittelhandels überschüssige 
Kapitalien dem lukrativeren und vor allen Dingen 
$ seiner Gewinnbildung vollkommen ungezügelten 
Geschäft der Effektenbörse zuzuführen. Der ausser: 
Ordentliche Konjunkturerfolg, den selbst kleine im 
letzten Jahre neu gegründete Bankfirmen im Börsen 
Seschäft, im Handel mit fremden Sorten und zuletzt 
nder Devisenarbitrage buchen konnten, animiert 
& Neugründungen alle diejenigen, die an die Fort- 

uer dieser Börsenkonjunktur glauben und die 
eichen Gewinne sich nicht entgehen lassen wollen, 
selbst wenn sie sich darüber klar sind, dass nicht 
jede heut gegründete Firma berufen sein wird, ein 

Ohes Alter zu erreichen. 

l Dass diese Konjunktur, die neue Bankgeschäfte 
Wie Pilze aus der Erde herausschiessen lässt, eine 
ungesunde, weil nicht auf produktiver Grundlage 

eruhende, Vermögensbildung mit sich bringt, weil 

lese leicht erworbenen Reichtümer besonders leicht 
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dienen, bedarf kaum einer besonderen Betonung. 
Für die Banken hat diese Ausweitung des Bankier 
standes eine zwiefache Bedeutung. Dass die neuen 
Bankgeschäfte einen Teil der privaten Spekulations 
kundschaft an sich ziehen und den Banken entführen, 
ist bei der ständig wachsenden Ausdehnung des 
Kreises, der an der Effektenspekulation teil nimint, 
für die Banken verhältnismässig sehr leicht zu ver 
schmerzen. Bedenklicher erscheint für die zweite 
Seite nämlich, dass der Reiz, sich als Bankier selb- 
ständig zu machen, den Banken die tüchtigsten Kräfte 
aus den Reihen ihres Beamtennachwuchses entführt. 
Insbesondere geschickte arbitragegewandte Börsen- 
vertreter und vielseitig ausgebildete Depositenkassen 
vorsteher ziehen die Aussicht auf das schnelle Er. 
werben von Reichtümern durch die Gründung eigener 
Bankfirmen, für die ihnen das Kapital auch aus 
Gründen der Steuertechnik aus Kreisen des Waren- 
handels und der Industrie verhältismässig leicht zur 
Verfügung gestellt wird, den unsicheren Avancements- 
aussichten innerhalb ihrer Banken oft vor. Diese 
Spezialkräfte gewinnen deshalb für die Bankdirck- 
tionen immer mehr Seltenheitswerte. 

Neben den allgemein-wirtschaftlichen Gründen 
der guten Börsenkonjunktur bleibt die besondere Be- 
legung der Spekulation durch Fusionen und 
Kapitaltransaktionen der Industriegesellschaften rege. 
Das Jahr 1920 ist bis in die letzten Tage das Jahr 
der industriellen Zusammenschlüsse geblieben. Neben 
der Sanktionierung des Elektromontantrust durch 
die vier Generalversammlungen der neuen „Siemens: 
Rhein-Elbe-Schuckert-Union“ verdient in diesem Zu 
sammenhang die neue Ausdehnung der Hirsch- 
Kupfer- und Messingwerke durch die Angliede- 
rung der Hüttenwırke C. Wilh. Kayser beson 
dere Beachtung. Glei hzeitig mit dieser neuen Aus- 
dehnung des Konzerns ist unter Uebernahme eines 
neuen Aktienpostens ein Arbeitsgemeinschaftsvertrag 
zwischen der Mutterfirma der Hirsch-Kupferwerke, 
dem Metallhause Aron Hirsch & Sohn und der A. G. 
geschlossen worden. Es liegt hier der interessante 
Fall vor, dass eine Art von Fusion angebahnt wird 
zwischen der Ausgangsfirma und den von ihr ur- 
sprünglich verselbständigten industriellen Teilen des 


Auch anstatt der Kapitalbildung dem Ueberkonsum Geschäftes. Justus. 
Warenmarktpreise im Dezember 1920. 
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Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 


über die Qualität von Wertpapieren. 


nach eingehender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. 
Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligo übernimmt. 


T.U. Anfrage: In den Erörterungen über das 
Sozialisierungsproblem, insbesondere in den Erörte- 
rungen über diese Frage im Reichswirtschaftsrat, ist 
so oft die Rede von dem Prinzip der vertikalen und 
horizontalen Gliederung der Wirtschaft. Worum 
handelt es sich dabei im Grunde? Ich glaube, dass 
hierüber noch vielfach Missverständnisse im Publikum 
obwalten. 

Antwort: Den beiden Bezeichnungen liegt die 
Vorstellung zu Grunde, dass die verschiedenen 
Unternehmungen der gleichen Produktionsstufe und 
der gleichen Gewerbe in gleicher Höhe nebeneinander 
liegen, während über ihnen die Unternehmungen 
der jeweils höheren Produktionsstufen gelagert sind. 
Also zu unterst die Urprodukte: Kohle, Kali und 
Erz, auf denen sich dann die übrigen industriellen, 
handwerklichen und landwirtschaftlichen Erzeugungen 
aufbauen. Eine Zusammenfassung der Kohlengruben, 
der Kalibergwerke und der Erzgruben zu Kartellen 
oder Betriebsgemeinschaften wäre mithin eine hori- 
zontale Gliederungsform. Ebenso aber die Organi- 
sation der Walzwerke, der Maschinenfabriken und 
der Elektrizitätswerke untereinander und für sich. 
Vertikal gegliedert sind dagegen Zusammenfassungen 
der verschiedenen Produktionsstufen, z. B. die Ver- 
einigung von Kohlenzechen, Erzgruben, Stahlwerken, 
Walzwerken und Fertigfabrikation in „gemischten 
Werken“. Während ursprünglich diese Vertikal- 
organisationen fast ausnahmslos nurUnternehmungen 
der gleichen Branche umfassten, greifen sie neuer- 
dings auf die verschiedensten Gewerbezweige über. 
Typisch ist „Siemens-Rheinelbe--Schuckert- Union“, 
deren Konzern auf dem eigenen .Kohlenbesitze bis 
zur Fertigfabrikation alle möglichen Unternehmungen 
bis zur Feinmechanik der Sienensge ch auf- 
baut, während sie umgekehrt deren Stromerzeugungs- 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfie sind nach bestem Wissen und eveniuell 
Die Auskunfierteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 


technik wieder nach unten bis in ihre Kohlengruben 
zurückwirken lässt. 


M. P. Erzgebirge. Anfrage: Ich bitte um Aus- 
kunft, nach welchen gesetzlichen Bestimmungen sich 
heute die Krankenversicherung der Hausgewerbe- 
treibenden richtet. Ich beabsichtige, meinen im An- 
fange der Kriegszeit stillgelegten Betrieb wieder auf 
zunehmen, und es ist mir nur bekannt, dass auf 
Grund des Gesetzes über die Sicherung der Leistungs- 
fähigkeit der Krankenversicherung vom August 1914 
die Versicherung der Hausgewerbetreibenden nach 
den Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung 
ausser Kraft gesetzt worden ist. 

Antwort: Das von Ihnen erwähnte Gesetz gab 
den einzelnen Gemeinden die Möglichkeit, auf Grund 
statutarischer Bestimmungen die Krankenversicherung 
der Hausgewerbetreibenden einzuführen. Die meisten 
Gemeinden haben im Kriege von dieser Erlaubnis 
Gebrauch gemacht und in Verbindung mit den ört 
lichen allgemeinen Ortskrankenkassen die Kranken- 
versicherung der Hausgewerbetreibenden geregelt. 
Als man daran ging, das Sicherungsgesetz nadı 
Kriegsende aufzuheben, liess man den Paragraphen, 
der die Krankenversicherung der Hausgewerbetrei- 
benden regelte, in Kraft bis zur endgültigen neuen 
reichsgesetzlichen Regelung dieser Materie. Soweit 
mir bekannt ist, ist ein Gesetzentwurf für diese 
Regelung auch ausgearbeitet worden, aber bis jetzt 
noch nicht verabschiedet, so dass Sie nichts weiter 
tun können, als bei der allgemeinen Ortskranken 
kasse Ihres Bezirkes Nachfrage halten, ob auf Grund 
des Ortsstatuts die Hausgewerbetreibenden, die Sie 
beschäftigen, krankenversicherungspflichtig sind. Be- 
steht kein Ortsstatut, so liegt eine Versicherungs- 
pflicht auch nicht vor. 


Plutus-Archiv. 
Meue Literatur der Molßswirtfehaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwäunten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Die Wirtschaft des Kommunismus. Von Arthur 
Feiler. Frankfurt a. M. 1920. Verlag der Frank- 
furter Sozietäts-Druckerei, G. m. b. H. Preis ‚ 1.50. 

Die Sowjetwirtschaft in Ungarn, — Der Aufbau 
des russischen Kommunismus. — Idee und Wirk- 
lichkeit. 

Die Beweise für die Verantwortlichkeit der Entente 
am Welikrieg. Von Paul Rohrbach. Stuttgart 
1920. I. Engelhorns Nachf. Preis .# 2.50. 

Yoricks empfindsame Reise durch Frankreich und 
Italien. Von Sterne. Mit Illustrationen nach 
den Holzschnitten von Tony Johannot. Berlin 
1920. Im Propyläen-Verlag. Preis # 35 —. 

Die Fochzeitsreise. Toulets Heirat. Zwei Er- 
zählungen. Von Charles de Coster. Deutsch 
von Friedrich von Oppeln-Bronikowski. Berlin 
1920. Im Propyläen-Verlag. Preis # 40.— 


Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Joseph 
Bloch. Allie 14 Tage ein Heft. Berlin W. 35. 
Verlag der Sozialistischen Monatshefte. Preis des 
Einzelheftes s 3.—. 


Inhalt des Doppelheftes 22 und 23 1920. Nach 
den sozialistischen Parteitagen von Wally Zepler. — 
Amerikas wirtschaftliche und soziale Sorgen von 
Max Schippel. — Zwischen Brüssel und Genf von 
Julius Kaliski. — Der einzige Weg von Paul Remboux. 
— Briefe an Conrad Schmidt von Friedrich Engels. 
— Aus dem Gesang von mir selbst von Walt 
Whitman. — Rundschau. 


Das Buch der Epigramme. Eine Auswahl deutscher 
Sinngedichte aus vier Jahrhunderten. Herausge- 
geben von Ludwig Fulda. Berlin 1920. Ira 
Propyläen-Verlag. Preis % 30.—. 


Verantwortlich für das redaktinwallen Teil Fritz Naphtali-Berlin. 


